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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Parteifreunde,

das Blühende Barock ist eröffnet, unser
Ludwigsburg verwandelt sich in eine blü-
hende Stadtlandschaft mit schönen Blu-
meninseln entlang den Straßen und auf
Plätzen. Der Frühsommer lässt mit ange-
nehmen Temperaturen grüßen. Bald öffnet
auch das Freibad Hoheneck wieder seine
Pforten, was dieses Jahr besonders span-
nend sein wird, zumindest was die An- und
Abfahrt anbelangt. 
Denn der Otto-Konz-Weg wird nur passier-
bar sein, wenn kein Sturm ist, der Hang
nicht abrutscht oder Bäume umfallen, was
nach längerem Regenfall immer wieder
vorkommt. Und der geteerte Feldweg über
Oßweil ist nicht wirklich eine Alternative.
Eine Abhilfe ist nicht in Sicht, zumal viel
Geld in Bildung und Betreuung sowie in In-
frastrukturprojekte im Hoch- und Tiefbau
investiert werden müssen, statt in einen
Freibadsteg mit Parkierung am nördlichen
Neckarufer. Der Otto-Konz-weg steht
nicht auf der Liste der Maßnahmen mit ho-
her Priorität.
Der Freibad-Weg ist zwar ein Problem, ein
Ärgernis für alle Betroffenen, allerdings
haben wir sicherlich noch größere Heraus-
forderungen in der Stadt. Ich meine jetzt
nicht die Sicherheitsproblematik was Ein-
brüche anbelangt oder die von Polizeihun-
dertschaften abgeriegelte Innenstadt im
März aufgrund von Aufmärschen zweier
Gruppierungen. 
Eine echte Herausforderung wird bei-
spielsweise die Aufnahme von weiteren
Asylbewerbern und Flüchtlingen sowie de-
ren Anschlussunterbringung sein. Alle

Stadtteile müssen hier, was Unterkünfte
anbelangt, ihren Beitrag leisten und die
Verwaltungen auf Kreis- und Stadtebene
müssen dies mit einer größtmöglichen
Transparenz vor Ort kommunizieren. Ein
Ende der Flüchtlingsströme ist nicht in
Sicht. Die Aufnahme von Flüchtlingen in
unsere Stadtgesellschaft scheint bislang
zu funktionieren, Dank großem ehrenamt-
lichen Engagement in Vereinen und Kir-
chen. Zu dieser Thematik empfehle ich Ih-
nen den Bericht zum Montagstreff mit
Stadtrat Claus-Dieter Meyer in diesem
Heft.
Bürgerbeteiligung hat sich Ludwigsburg
als eine der ersten Städte im Land auf die
Fahnen geschrieben – der Zukunftskonfe-
renz sei Dank. Die Bürgerinnen und Bürger
wissen zwischenzeitlich aber auch, wo
Bürgerbeteiligung an ihre Grenzen stößt.
Ob Baugebiet Sonnenberg-West, die Um-
gestaltung des Synagogenplatzes, die Zen-
trale Innenstadt-Entwicklung Ludwigsburg
oder der Lärmaktions- und Freiflächen-
plan. Wir als CDU stellen uns diesen The-
men regelmäßig bei unseren öffentlichen
Veranstaltungen wie den Stadtteilgesprä-
chen und Montagstreffs. Verschiedene Be-
richte finden Sie in dieser Ausgabe.
In diesem Jahr werden wir uns auch wieder
am CDU-Sommer beteiligen. Unser Vor-

Maik Stefan Braumann, CDU-Stadtverbandsvorsitzender 

standsmitglied Heiderose Henssler-Wolf
plant bereits die nächste Nachtschicht-
Veranstaltung, wo wir Betriebe besuchen,
die nachts für uns arbeiten. Geplant sind
auch Veranstaltungen zum Thema Breit-
bandversorgung und Sicherheit. Am 11.
September wird Katrin Schütz, die neue
Generalsekretärin der CDU-Baden-Würt-
temberg, anlässlich unseres Sommer-Emp-
fangs zu uns kommen. Bitte merken Sie
sich diesen Termin vor. Weitere Stadtteil-
gespräche, ein sommerlicher Innenstadt-
rundgang und themenbezogene Montags-
treffs mit Referenten werden uns durchs
Jahr begleiten.
Für die Landtagswahl 2016 sind in Lud-
wigsburg die Weichen gestellt. Wir dürfen
unserem Landtagsabgeordneten Klaus
Herrmann und seiner Zweitkandidatin El-
ke Kreiser zu ihren hervorragenden Ergeb-
nissen bei der Nominierungsversammlung
beglückwünschen – Gratulation! Wir sind
bereit!
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen
und freue mich auf ein Wiedersehen mit
Ihnen bei einer unserer nächsten Veran-
staltungen. 
Ihr

Maik Stefan Braumann
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Zu Gast bei einer Veranstaltung des örtli-
chen CDU-Bundestagsabgeordneten Stef-
fen Bilger und dem CDU-Stadtverband Lud-
wigsburg, war der gesundheitspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on, Jens Spahn MdB.
Nach der Begrüßung durch Steffen Bilger
und einer kurzen Einführung in das Thema
„Gesundheitspolitik“ durch das Ludwigs-
burger CDU-Vorstandsmitglied Dr. Oliver
Lentz, legte das neugewählte Präsidiums-
mitglied der CDU ohne Umschweife los.
Unser Gesundheitswesen sei, so Jens
Spahn, eines der bestorganisierten der
Welt. Sicher sei noch nicht alles so, wie man
es sich wünsche, aber wir seien auf einem
guten Weg. Obwohl Kliniken in Deutsch-
land keinen Gewinn machten, sei das Ge-

sundheitswesen in Deutschland nicht nur
eine Belastung, sondern auch ein nicht zu
unterschätzender Wirtschaftsfaktor. Allein
fünf der 42 Millionen Erwerbstätigen seien
im Gesundheitswesen tätig, so Spahn wei-
ter. Im Vergleich dazu sind es in der Auto-
mobilindustrie nur ca. eine Million. In vielen
Städten und Regionen ist das Krankenhaus
einer der größten Arbeitgeber vor Ort. Und
was seiner Meinung nach auch nicht ver-
nachlässigbar sei, sei die Tatsache, dass die-
se Arbeitsplätze kaum auslagerbar wären.
Es gebe jedoch in den Krankenhäusern im-
mer mehr Patienten bei gleich bleibender
Anzahl des Personals. Die bedeute, dass
man immer weniger Zeit für die einzelne
Person aufwenden könne. Spahns Meinung
nach müsse man auch ein neues Qualitäts-

kontrollsystem einführen und die gesamte
Krankenhausstruktur neu definieren. Es
müsse mehr regionale Absprachen und
Steuerung geben. Man brauche nicht in je-
dem Krankenhaus einer Region die gleichen
Spezialabteilungen. Um Kosten und Auf-
wand zu reduzieren und gleichzeitig die
Qualität zu verbessern, sei eine Aufteilung
der Spezialabteilungen zwingend notwen-
dig. Ziel sei es, die Krankenhäuser nicht
schlechter, sondern besser und effizienter
zu machen.
Die medizinische Versorgung im ländlichen
Raum sei noch gut, erklärte Jens Spahn. Die
weitere Entwicklung bereite ihm aber Sor-
gen. Es sei abzusehen, dass in zehn bis
zwanzig Jahren viele Praxen schließen wer-
den. Das Problem sei nicht die Anzahl der

Steffen Bilger bei seinen einleitenden Worten.

Jens Spahn im vollbesetzten Vortragsraum im mC Seniorenstift in Ludwigsburg.

Eine sehr engagierte Rede des Gastes.

JENS SPAHN MDB ZU GAST BEI STEFFEN BILGER MDB

Im Gesundheitswesen bereits viel erreicht – mehr ist aber immer möglich



STADTVERBAND AKTUELL

www.cdu-ludwigsburg.de Treffpunkt April 2015 5

Ärzte sondern vielmehr deren Verteilung.
Man müsse weiter Anreize schaffen, seien
es geldliche oder andere, um die Praxis auf
dem Land attraktiver zu gestalten. Erste
Schritte wurden schon eingeleitet. So habe
man die Residenzpflicht (Arzt muss vor Ort
wohnen) abgeschafft und auch die Möglich-
keiten verbessert, als Arzt im Angestellten-
verhältnis zu arbeiten.
Spahn sieht auch eine Veränderung im Be-
rufsbild auf uns zukommen. 70 Prozent der
Medizinstudenten seien Frauen. Dies sei
ganz einfach auf den Numerus clausus zu-
rückzuführen. Mädchen haben einfach bes-
sere Noten als Jungen. Um nicht nur den
Einser-Abiturienten die Möglichkeit eines
Medizinstudiums zu geben, hätte Spahn ei-
nen Vorschlag: Warum nicht einen Teil der
Studienplätze an medizinisch Vorgebildete,
wie Sanitäter oder Ersthelfer, vergeben. So
könne man dann auch wirklich Interessier-
ten die Chance auf ein Studium geben. 
In der anschließenden Diskussion wurden
die Regress-Forderungen an Ärzte für „zu
teure Behandlung“ angesprochen. Als Arzt
hätte man die Sorge, auf den Kosten sitzen
zu bleiben wenn man „teurer“ behandeln
würde als der Durchschnitt. Die Intention
war, so Jens Spahn, ursprünglich eine Kon-
trolle, um Missbrauch zu verhindern. Es ha-
be sich doch als nicht sehr praktikabel er-
wiesen. Die logische Folgerung sei, dass
diese Regress-Regelung voraussichtlich
zum 1. Juli 2015 durch regionale Vereinba-
rungen ersetzt werde.
Des Weiteren wurde das Problem der Fach-
arzttermine angesprochen, wie es denn
möglich sein solle, grundsätzlich innerhalb
vier Wochen einen Termin zu vereinbaren.
Spahn erläuterte das System noch einmal.
Die Idee sei gewesen, eine zentrale Verga-
bestelle zu schaffen, die einem Patienten

einen Termin innerhalb dieser vier Wochen
besorge. Jedoch nur bei einem Facharzt in
der Region und nicht bei einem ganz be-
stimmten. Und da in gewissen Bereichen
auch die Krankenhäuser nicht ausgelastet
seien, werde man die ambulante Behand-
lung in Krankenhäusern ermöglichen, wenn
die Behandlung nicht durch einen niederge-

lassenen Facharzt erfolgen kann. Zum
Schluss erwähnte Jens Spahn, dass man
auch im schwierigen Themenbereich des
Präventionsgesetzes vorankomme. Am 1.
Juli 2015 werden hier neue Rahmenbedin-
gungen in Kraft treten, so z.B. die Übernah-
me der Impfkosten durch den Betriebsarzt. 
                                                                           (rvb)

Der gastgebende CDU-Vorstand mit dem Referenten.

Dr. Oliver Lentz hielt das Einleitungsreferat.
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In Baden-Württemberg werden 2016 wieder
Landtagswahlen stattfinden. Die CDU
möchte das verlorene Mandat der Bürger
zurückgewinnen. Kürzlich wurde Guido
Wolf als Spitzenkandidat der Christdemo-
kraten für die Landtagswahl gewählt. Was
kann und vor allem was will die CDU im
nächsten Jahr ändern? 
Zu diesen Themen referierte unser örtlicher
Landtagsabgeordneter, Klaus Herrmann, im
Ratskeller. Zunächst zog er erst einmal Bi-
lanz. Als haushaltspolitischer Sprecher der
CDU mache ihm vor allem dies große Sor-
gen. Einmal mehr in der Geschichte bewei-
se sich, dass Grün-Rot nicht mit Geld umge-
hen könne. Der Haushalt der Landesregie-
rung sei hoch defizitär. Bis 2020 gebe es je-
des Jahr ca. 1,5 Milliarden (1.500.000.000!)

Euro Deckungslücke im Haushalt und in der
Finanzplanung. Noch könne die Regierung
das mit alten Überschüssen tarnen, doch
diese gingen auch mal zu Ende. Das Geld
fließe in „Grün-Rote Beglückungsprogram-
me“, wie Klaus Herrmann weiter ausführte.
Als Beispiel nannte er hier die ausufernde
Förderung von Kunst und Kultur auf Pump,
diverse Zuschüsse an alle möglichen Insti-
tutionen, für dessen Finanzierung das Land
normalerweise gar nicht zuständig zeich-
net. Vor allem werden massiv Mittel in die
für grün-rot ideologisch wichtige Gemein-
schaftsschule gebuttert. Wenn man 2016
wieder das Vertrauen übertragen bekom-
men würde, wäre es sicher nicht einfach,
wieder auf soliden Boden zu kommen, aber
er sei überzeugt, dass eine CDU-geführte

Landesregierung das hinbekomme. Als er-
ste Maßnahme sprach er über die Gemein-
schaftsschule. Man werde sicher nicht die
Gemeinschaftsschulen wieder schließen,
aber es sei von substanzieller Wichtigkeit,
sie neu zu strukturieren. Ideologien hätten
in Schulen nichts zu suchen, so Klaus Herr-
mann. Auch in eine Gemeinschaftsschule
müsse es Noten und eine Leistungskontrol-
le geben. Alles andere würde auf die Zu-
kunft gesehen keinem helfen, vor allem
nicht den Schülern, die sonst ohne eine ge-
wisse Orientierung und Ordnung die Schu-
le durchlaufen würden.
Noch nicht entschieden habe die CDU über
die Wiedereinführung der verbindlichen
Grundschulempfehlung. Die extrem gestie-
gene Durchfallquote in Realschulen und
Gymnasien seien sicher eine Überlegung
wert. Wenig hilfreich bezeichnet Herrmann
den Lösungsvorschlag von Grün-Rot, ein-
fach in der 5. und 6. Klasse keinen mehr
durchfallen zu lassen. Auch gebe es in der
CDU noch keine Entscheidung über G8
oder G9 – vielleicht sogar beides parallel.
Diese noch ausstehenden Entscheidungen
werde die Union in der nächsten Zeit bera-
ten und dann ihre Vorschläge dazu vorstel-
len und erläutern.
Ein weiteres Themenfeld ist der Bereich
Asyl und Zuwanderung. Klaus Herrmann er-
klärte, dass dies zwei völlig verschiedene
Bereiche seien und ging zunächst auf das
Thema Asyl ein. Bei den Antragstellern zu

Der Vorsitzende der CDU-Gemeindratsfraktion, MdL

Klaus Herrmann.

WIR IN BADEN-WÜRTTEMBERG – 
EIN JAHR VOR DER LANDTAGSWAHL

Montagstreff des CDU-Stadtverbandes Ludwigsburg mit Klaus Herrmann MdL

Natürlich backen - besser essen!

Wir backen seit 50 Jahren in 
Ludwigsburg in 3. Generation...

Natürlich backen - besser essen!

Bäckerei Konditorei Lutz
Wettemarkt 2          71640 Ludwigsburg
07141 86 26 36       info@luckylutz.com

... nach traditionellen Rezepten
mit rein natürlich Zutaten.
Und das schmeckt man!
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Der Vorsitzende des Stadtverbandes der
Jungen Union Ludwigsburg, Tim Kraut-
schneider, sprach beim Montagstreff der
CDU über die Generationengerechtigkeit
in der Politik. Für Tim Krautschneider be-
deutet dies, dass das Ziel ein angemesse-
ner Ausgleich der Interessen verschiede-
ner Generation sein muss. Eine Generati-
on darf nicht ohne Not auf Kosten einer
anderen leben.

Rentenpolitik

Die vermeintliche Wohltat, die Rente mit
63, sei eine Entwicklung in die falsche Rich-
tung, so Krautschneider. Durch die hohen
Mehrausgaben für die Rentenkasse und
den noch höheren Ausfällen bei den Steu-
er- und Sozialversicherungsbeiträgen, wer-
de in Zukunft das Rentenniveau weniger
stark steigen. Es gebe Berechnungen, in-
dem sich das Rentenniveau infolge der
Rente mit 63 bis 2030 schlechter entwik-
keln werde, als dies ohnehin schon der Fall
gewesen wäre. Gleichzeitig würden dabei
die Rentenbeiträge stärker steigen. Dies
alles zeige eine Situation auf, bei der es in
Zukunft auf keiner Seite einen Gewinner
gebe! Das Gegenteil sei der Fall. Der Fach-
kräftemangel werde weiter verschärft, ge-
nau wie der Demographische Wandel. Um
dem entgegenzuwirken fordert Tim Kraut-

schneider die Rückkehr zur Rente mit 67
ohne Ausnahme und zukünftig eine weite-
re stufenweise Anhebung des Rentenein-
trittsalters auf 70 bis zum Jahr 2030. Dazu
müsse natürlich gewährleistet werden,
dass ältere Arbeitnehmer verstärkt geför-
dert, fortgebildet und qualifiziert werden,
um sicherzustellen, dass sie auch tatsäch-
lich erwerbstätig sein können.

Haushaltspolitik

Die Schuldenbremse auf Bundesebene, die
inzwischen in der Verfassung verankert
sei, greife. Ein solche Schuldenbremse ge-
be es im Land aber nicht, so Tim Kraut-
schneider, hier mache die Grün-Rote Re-
gierung ständig neue Schulden auf Kosten
der nächsten Generation.
Es dürften keine höheren Ausgaben mehr
gemacht werden. Man müsse sich überle-
gen, wie man Aufgaben neu verteile und
auch staatliche Leistungen überprüfen.
Hier fordert der JU-Vorsitzende, dass die
Ausgaben eingefroren und eventuelle
Überschüsse als Rücklagen für die Zukunft
gebildet werden.

Bildungspolitik

Da Deutschland kaum über Rohstoffe ver-
füge, sei das geistige Potenzial unser wich-

unterscheiden seien hier Kriegsflüchtlinge,
wie aus Syrien, und Flüchtlinge aus wirt-
schaftlichen Gründen, wie etwa aus dem
Kosovo. Das deutsche Asylrecht sei hier
ziemlich eindeutig: wirtschaftliche Gründe
werden nicht anerkannt. Es müsse wieder
schnellere Verfahren geben und nach einer
ablehnenden Entscheidung müsse auch
konsequent und zeitnah die Rückführung
erfolgen! Nur so hätte man die ausreichen-
de Kapazität, den wirklich an Leib und Le-
ben bedrohten Mensche zu helfen und man
würde auch ein Signal an jene setzen, die
mit dem Gedanken spielen, aus wirtschaft-
lichen Erwägungen hier Asyl zu beantragen.
Der zweite Bereich Zuwanderung sei noch
mal ein spezielles Thema, so Klaus Herr-
mann. Auch in der Union häuften sich die
Meinungen, dass man endlich ein Zuwan-
derungsgesetz auf den Weg bringen müsse.
Es sei einfach Fakt, dass Deutschland ein
Zuwanderungsland sei. Durch ignorieren
könne man keine Lösung finden.
Zum Schluss ging Klaus Herrmann noch auf
den Spitzenkandidaten Guido Wolf ein.
Wolf sei von einer großen Mehrheit bei ei-
ner Mitgliederumfrage der CDU bestimmt
worden. Offiziell sei er dann auf dem CDU-
Landesparteitag nominiert worden. Guido
Wolf werde neuen frischen Wind in die Lan-
des-CDU bringen. Mit seiner vielfältigen Er-
fahrung auch im direkten Kontakt zu den
Menschen, sei er der richtige Mann, die
Vorstellungen und Ideen der Partei den
Bürgern zu vermitteln. Herrmann ließ je-
doch auch keinen Zweifel daran, dass der
Kandidat nicht alles sei. Das große Pfund
der Südwest-CDU seien die Mitglieder. Je-
der einzelne in der Partei, vom Spitzenkan-
didaten bis zum einfachen Mitglied vor Ort,
werde für eine erfolgreiche Wahl 2016
kämpfen, davon ist er überzeugt.          (rvb)

GENERATIONENGERECHTIGKEIT – 
ANGEMESSENER AUSGLEICH 
ZWISCHEN JUNG UND ALT

Montagstreff mit Tim Krautschneider

CDU-Spitzenkandidat Guido Wolf MdL.

Tim Krautschneider, Vorsitzender des 

Stadtverbandes der Jungen Union Ludwigsburg



STADTVERBAND AKTUELL / MITGLIEDER AKTUELL

8 Treffpunkt April 2015 www.cdu-ludwigsburg.de

tigstes Gut. Man müsse die Geburtenrate
erhöhen, sowie das vorhandene Arbeits-
potenzial besser ausschöpfen. Wichtig sei
es, laut Krautschneider, weniger das Geld
in Zuschüsse zu investieren, sondern es
vielmehr in die Kinderbetreuung zu stek-
ken. Er fordert den weiteren Ausbau öf-
fentlicher Kindertagesstätten (Kitas), die
Förderung betrieblicher Kitas und den
Ausbau freiwilliger Ganztagesbetreuungs-
angebote. Das Beispiel Frankreichs zeige,
dass solche Ansätze Früchte tragen. Dort
sei die Geburtenrate wieder gestiegen.
Desweiteren sei es substanziell wichtig,
wieder mehr auf die individuelle Förde-
rung unserer Kinder zu setzen, als auf die
in Baden-Württemberg angestrebte
Gleichmacherei. Beginnen könne man
schon mit einer verbesserten Sprachförde-
rung bereits im Kindergarten. 

Einheitlicher Standard

Tim Krautschneider spricht sich auch für
einen einheitlichen Bildungsstandard bun-
desweit aus. Die Angleichung müsse an
das höchste Niveau ausgerichtet sein. Es
müsse einfach mehr Geld für die Bildung
ausgegeben werden. Derzeit gebe man nur
knapp über fünf Prozent des Bruttosozial-
produktes (BSP) dafür aus. Damit liege
man im Mittelfeld eines OECD-Vergleichs.
Das sei für Deutschland einfach zu wenig!
Auch die Hochschulen müssen mehr Geld
bekommen, notfalls durch Studiengebüh-
ren.
Der Abend hat gezeigt, dass es noch ein
weiter Weg zur Generationengerechtig-
keit ist. Machen wir 2016 den ersten
Schritt und übernehmen wieder die Ver-
antwortung für die Zukunft in unserem
Land.                                                             (rvb)

HERRMANN ERNEUT FÜR DIE CDU IM
WAHLKREIS LUDWIGSBURG NOMINIERT

Kreiser setzt sich als Zweitkandidatin gegen Kirsch durch

Der amtierende CDU-Landtagsabgeordne-
te Klaus Herrmann wurde mit einer über-
zeugenden Mehrheit von über 97 Prozent
von den CDU-Mitgliedern im Wahlkreis 12
nominiert. Die Zweitkandidatur konnte El-
ke Kreiser für sich entscheiden.
Die CDU im Kreis Ludwigsburg stimmt sich
auf die im kommenden Jahr anstehende
Landtagswahl ein. Nach Konrad Epple im
Wahlkreis Vaihingen, wurde nun auch der
CDU-Abgeordnete aus Ludwigsburg, Klaus
Herrmann, erneut nominiert. Der Vorsit-
zende des gastgebenden Stadtverbandes
Ludwigsburg, Maik Stefan Braumann,
konnte viele Besucher im Goldenen Pflug
in Pflugfelden begrüßen. Am Ende erhielt
Herrmann 102 von 105 möglichen Stimmen
und damit 97,14 Prozent. 
In seiner Vorstellungrede machte Herr-
mann an vier Punkten deutlich, warum die
grün-rote Landesregierung 2016 unbe-
dingt abgelöst werden müsse. 
Einer Finanzpolitik auf Pump, dem fehlen-
den Kurs in der Flüchtlings- und Asylpoli-
tik, einer verheerenden Schulpolitik und
der Umerziehungspolitik von Grün-Rot
müsse 2016 endlich ein Ende gesetzt wer-
den. Herrmann zeigte an verschiedenen
Beispielen das Versagen der aktuellen Lan-
desregierung auf. Diese Landesregierung
fährt einen Haushalt auf Pump. Mit ver-
schiedenen Programmen versucht sie nun
vor der Wahl die Leute zu befrieden. Das
sei keine nachhaltige Finanzpolitik, so

Herrmann. Und auch bei der Bildungspoli-
tik zeigte er klare Unterschiede zwischen
den Vorstellungen der CDU und der grün-
roten Regierung auf. Besonders ärgerlich
zeigte sich Herrmann über die ‚Umerzie-
hungspolitik‘ der Landesregierung. 
Eine kurze Diskussion entbrannte zum
Thema Asylpolitik. Es brauche klare Re-
geln, die am Ende aber vor allem konse-
quent umgesetzt würden und dafür seien
alle politischen Ebenen verantwortlich.
Wer ein Anrecht auf Asyl habe, dem müsse
geholfen werden. Wer dieses Recht aber
nicht habe, müsse auch umgehend in seine
Heimat zurückgeführt werden. Somit kön-
ne man denen helfen, die es nötig haben. 
Spannend wurde die Wahl des Zweitkandi-
daten. Die Regional- und Stadträtin Elke
Kreiser machte in ihrer Rede klar, dass sie
wisse, welche Aufgabe ihr zukomme und
dass sie diese mit vollem Elan und Kampf-
kraft angehen werde. Herausgefordert
wurde Kreiser vom Fraktions- und Stadt-
verbandsvorsitzenden der CDU Remseck
und Mitglied im Kreisvorstand der CDU
Ludwigsburg, Steffen Kirsch. Ebenso wie
Herrmann machte Kirsch in seiner Rede
deutlich, dass es dringend einen Regie-
rungswechsel brauche. Auch er hob im
Kern vor allem auf die schlechten Zustän-
de in der Bildungspolitik ab. 
Mit 74,8 Prozent setzte sich Elke Kreiser
letztendlich gegen ihren Herausforderer
Steffen Kirsch durch.                                   <<<
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Für langjährige Mitgliedschaft wurde
beim CDU Kreisparteitag unser Mitglied
Ernst Hundsnurscher (Bildmitte) für 50
Jahre Treue zur CDU geehrt …

… und es gab davon noch mehr. 
Albert Gerstenlauer (2.v.li.) für 40 Jahre,
Volker Lutz (3.v.li.) für 25 Jahre sowie Inge-
borg Metzger und Claus-Dieter Meyer
(Bildmitte) für 40 Jahre.

Ausgezeichnet mit dem erstmals verlie-
henen Annemarie-Griesinger-Preis für
außergewöhnliches bürgerschaftliches En-
gagement wurden auf Vorschlag des CDU-
Stadtverbandes Ludwigsburg die ehren-
amtlich geführten Stadtteilbüchereien. In
Empfang nahmen diese Ehrung die Vorsit-
zenden der Fördervereine. 
V.l.: Dr. Gerhard Seeger (Neckarweihin-
gen), Armin Dunz (Schlößlesfeld) und 
Armin Maschke (Poppenweiler). 

EHRUNGEN

Die Ludwigsburger Teilnehmer beim CDU-Landesparteitag in Ulm, auf dem Guido Wolf MdL zum Spitzenkandidaten der Südwest CDU zur Landtagswahl 2016 nominiert wurde.
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Liebe Leser,

gehört der Islam zu Deutschland oder
nicht? Gehören vielleicht nur die Muslime
zu uns und der Islam nicht? Was antwor-
ten wir den Mitgliedern an der Basis, den
Menschen vor Ort? Wie positionieren wir
uns? Gibt es eine politisch korrekte Ant-
wort, ohne dafür an den rechten Rand ge-
drängt zu werden? Dürfen wir überhaupt
sagen, was wir denken und fühlen, Gefahr
laufend, religiöse Befindlichkeiten zu tref-
fen? Setzt man also lieber auf Dialogveran-
staltungen und spricht über gemeinsame
Werte?
Haben Sie jemals in die Koffer eines Mi-
granten geblickt, der im Sommer in seine
alte Heimat, sein Herkunftsland, reist? Ich
blicke jedes Jahr in die Koffer meiner El-
tern und finde darin Unmengen von Le-
bensmitteln. Meine Mutter packt soviel
Spätzle ein, bis nichts mehr in die Tasche
passt. Auch zig Knorr- und Maggi-Produk-
te, Schokolade und vor allem Nutella sind
stets dabei. Sogar die „Deutsche Marken-
butter“ findet ihren Platz im Gepäck, denn
nur die gute Butter aus Deutschland un-
terstreicht geschmacklich den leckeren
türkischen grünen Bohneneintopf! 
Mein Vater bereitet sich indessen jedes
Jahr akribisch auf die von ihm eingeführte
„Eigentümerversammlung“ vor, die er bei-
spielhaft nach „deutschem Muster“ durch-
führt. Sogar der heißgeliebte schwarze Tee
wird aus Deutschland mitgenommen, weil
der besser schmeckt und nicht so schwer

auf dem Magen liegt! Natürlich wird die
Verwandtschaft mit all diesen Köstlichkei-
ten beglückt! Man genießt im Urlaub den
Trubel auf den Einkaufsstraßen Istanbuls,
die Düfte von Obst und Gemüse, die Ge-
würze auf dem Bazar – es ist ein Stück Hei-
mat. Doch schon bald wird der chaotische
Straßenverkehr zum Stressfaktor, und der
Handwerker, auf den man seit Stunden
vergeblich wartet, kommt einfach nicht.
Spätestens wenn man beginnt, über das
türkische Gesundheitssystem zu meckern
und sich nach seiner Gesundheitskarte
sehnt, dann wird es Zeit, in die „Heimat
Deutschland“ zurückzukehren.
Es sind nicht nur türkische Familien denen
es so ergeht. Es sind auch italienische,
griechische, spanische, indische Familien
und viele mehr, die so in ihren Koffern ein
Stück Deutschland mitführen. All diese
Menschen haben es auf ihre Art geschafft,
ihre neue Heimat mit ihrer alten Heimat
zu verbinden und sie fühlen sich dabei
glücklich und zufrieden!
Was ist mit Ihnen? Sicher gehen doch auch
Sie gerne mal beim griechischen Feinkost-
laden um die Ecke Oliven und Fetakäse ein-
kaufen, holen sich eine gute Flasche Wein
beim portugiesischen Weinhändler und las-
sen sich beim Italiener dessen leckere Pa-
sta munden. Ich bin mir sicher, dass Sie mit
dem türkischen Obst- und Gemüsehändler
nicht nur über Muslime sprechen. Viel
mehr wird es wohl um die alltäglichen Pro-
bleme, Sorgen und Nöte gehen – ob man
Migrationshintergrund hat oder nicht.

Man sollte nicht nur auf den religiösen
Dialog setzen. Holen Sie die Migranten an
Ihre Stammtische. Binden Sie sie ein,
wenn es um bildungs-, umwelt- und wirt-
schaftspolitische Themen geht. Wenn es
darum geht, eine Ampelanlage durch eine
Verkehrsinsel zu ersetzen. Wenn es um die
Ortskernsanierung geht und um den Er-
halt des Heimatmuseums.
Als unsere Eltern vor vielen Jahren nach
Deutschland kamen, waren es nicht nur
wirtschaftliche Gründe, die sie veranlass-
ten, nach Deutschland auszuwandern.
Nein, es waren nicht selten auch politi-
sche Gründe. Vor allem in den Jahren zwi-
schen 1960 und 1980 kam es in der Türkei
immer wieder zu Auseinandersetzungen
zwischen linken und rechten Türken, die
von den Großstädten auf die Provinz über-
schwappten. Es blieb nicht nur bei poli-
tisch motivierten Auseinandersetzungen.
Religiöse und ethnische Minderheiten
wurden Opfer von Angriffen türkischer
Nationalisten oder Islamisten. Zum ersten
Mal konnten jene Menschen, die die Tür-
kei verließen, in Deutschland – oder
sonstwo in Europa – angstfrei leben. 
Auch Iraner, die immer wieder unter ei-
nem autoritären Regime litten, kamen
nach Deutschland. Deren Migrationsge-
schichte reicht weit bis in das letzte Jahr-
hundert zurück. Sie waren also in einem
Land angekommen, das schnell ihre Hei-
mat wurde. Hier standen Religions- und
Meinungsfreiheit, die Gleichheit von
Mann und Frau nicht nur auf dem Papier,
nein, dies wurde und wird tagtäglich ge-
lebt und praktiziert.
Es ist uns vergönnt in einem Land zu le-
ben, das es geschafft hat, nach 1945 eine
stabile Demokratie herzustellen. Darauf
kann Deutschland stolz sein! Darauf kön-

IM MITTELPUNKT STEHT DER MENSCH

Gehört der Islam zu Deutschland?

Birgül Akpinar, Mitglied im 

Landesvorstand der CDU Baden-Württemberg.
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nen wir alle, die in diesem Land leben,
stolz sein! Genau dieses Demokratiever-
ständnis verbindet uns und führt uns trotz
unserer unterschiedlichen Herkunft im-
mer wieder am Ende zusammen.
Natürlich ist nicht alles perfekt und ja, es
gibt Diskriminierung und Rassismus, ja, es
gibt Menschen, die wegen ihres Ausse-
hen, ihrer Herkunft, ihres Namens manch-
mal anders behandelt werden. Ja, diese
Betroffenen erleben Ausgrenzung. Man-
che fühlen sich sogar vom Rechtsstaat al-
leine gelassen. Manchen macht dies wü-
tend und traurig. Nicht jeder erduldet dies
mit einem Schmunzeln. Wir, die Men-
schen, die einen Migrationshintergrund
haben, wissen jedoch, dass die meisten
Menschen in diesem Land keine braune
Gesinnung haben! Wir wissen auch, dass
nicht alle, die bei Pegida mitlaufen, Rechte
sind. Es sind auch Bürger dabei, die ein-
fach nur unzufrieden oder gefrustet sind
und Ängste haben, sich von der Politik
nicht mehr verstanden und vor allem nicht
mehr von ihr vertreten fühlen.
Die überwiegende Anzahl der Muslime in
diesem Land ist gut integriert. Daher
stellt sich für viele diese Frage gar nicht.
Gehen Sie doch einfach mal auf diese
Menschen zu und sprechen mit ihnen. Ich
meine damit keine Verbandsfunktionäre.
Nein, ich meine damit den ganz normalen
muslimischen Bürger aus der Nachbar-
schaft, bei dem Sie ab und zu einkaufen
oder die Haare schneiden lassen. Fragen
Sie bei Ihrem nächsten Besuch den musli-
mischen Mitarbeiter, was er über diese
Diskussionen denkt.
Glaubt man denn wirklich, dass, wenn
man „der Islam gehört zu Deutschland“
sagt, dadurch der Nährboden für Extremi-
sten entzogen wird? Wohl kaum, denn un-

sere Demokratie, das Grundgesetz und
unsere westlichen Werte, werden immer
ein Dorn im Auge extremistischer Kräfte
sein. Diese Kräfte werden es sich weiter-
hin zur Aufgabe machen, das vom „wahren
Glauben“ abgefallene Volk in Deutschland
und im Westen auf den ‚richtigen Weg’ zu
bringen.
Ein guter Freund fragte mich einmal: „Wer
bist du?“ Ich beantwortete ihm seine Fra-
ge, indem ich sagte, aus welchem Land ich
ursprünglich stamme und welcher Religi-

onsgemeinschaft ich angehöre. Aber mit
keiner meiner Antworten war er zufrie-
den. Nach Jahren fragte ich ihn, welche
Antwort denn damals richtig gewesen wä-
re. Er sagte, du hättest nur antworten
müssen: „Ich bin ein Mensch...“ Also keh-
ren wir zu den anfangs gestellten Fragen
zurück und antworten: „Ja, alle Menschen,
die hier nach deutschen Gesetzen und Re-
geln leben, gehören zu Deutschland, denn
der Mensch muss im Mittelpunkt ste-
hen!“.                                                               <<<

†
Wir gedenken 

unserer Verstorbenen

Inge Dillenburger

Freifrau von Groll
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Die Junge Union hat sich mit den aktuellen
Fragen der lokalen Verkehrspolitik be-
schäftigt. Einmütige Forderung: Eine
Stadtbahnlinie von Remseck über Lud-
wigsburg bis nach Markgröningen.
„Die ÖPNV-Versorgung auf dieser Strecke
muss verbessert werden und wir sehen in
der Stadtbahn ein gutes Mittel hierfür“,
sagte der JU-Stadtverbandsvorsitzende
Tim Krautschneider. Aus Sicht der JU ist
diese Strecke gerade für junge Menschen
wegen der zahlreichen Freizeitangebote

in Ludwigsburg attraktiv. „Wir sehen
Chancen sowohl für die Gastronomie als
auch den Einzelhandel in der Ludwigsbur-
ger Innenstadt“, so Krautschneider. Präfe-
rieren würden die JU’ler die Einführung
einer Hochflurbahn, sodass eine Anbin-
dung an das SSB-Netz gesichert wäre.
Hier gelte es, Synergie-Effekte zu nutzen
und von bereits vorhandenem know-how
zu profitieren. Hinsichtlich der Finanzier-
barkeit verweist die JU auf das aktuelle
Gutachten, demzufolge ein wirtschaftli-

Bald auch in Ludwigsburg: Hochflurbahnsteige?

DISKUSSION ÜBER VERKEHRSPOLITIK 

Stadtbahn: Junge Union macht sich für Hochflurbahn stark

cher Betrieb der Stadtbahn möglich sei.
Auch über die allgemeine Verkehrsent-
wicklung in der Innenstadt diskutierten
die versammelten JU-Mitglieder intensiv.
Dabei sprach man sich einhellig gegen ei-
ne Sperrung der Wilhelmstraße für den
Individualverkehr aus. „Das hätte fatale
Folgen für den Einzelhandel“, so Presse-
sprecher Lukas Robert: „Wir setzen uns
für alternative Mobilitätskonzepte und
eine Förderung des ÖPNV und des Fahr-
radverkehrs ein – aber ohne Ideologie wie
andere.“ Für den Fall einer Umgestaltung
des Arsenalplatzes fordert die JU einen
Ersatz der wegfallenden Parkplätze durch
ein unterirdisches Parkhaus zwischen
Wilhelm- und Mathildenstraße.
                                                         Lukas Robert

Anlässlich  ihres traditionellen Mitglieder-
stammtischs im Ratskeller Ludwigsburg
schloss sich der CDU-Nachwuchs des
Stadtverbandes Ludwigsburg der Forde-
rung des CDU-Generalsekretärs Peter Tau-
ber MdB nach einem Einwanderungsge-
setz an. Nach einem informativen Vortrag
von Deniz Ankaya M.A., Fachbereichsleiter
für Politische Bildung an der Schiller-
Volkshochschule des Landkreises Ludwigs-
burg, zum Einstieg in die Thematik um Is-
lam, Islamismus und PEGIDA starteten die
Anwesenden in den diskussionsfreudigen
Abend. Nach Ansicht der JU ist dabei be-
sonders eine klare Differenzierung zwi-
schen Islam und Islamismus wichtig und

notwendig. „Wir erkennen es ausdrücklich
an, dass sich die große Mehrheit der in
Deutschland lebenden Migranten an die
Gesetze hält, täglich hart arbeitet und ein
wertvoller Teil der deutschen Gesellschaft
ist“, betonte der Stadtverbandsvorsitzen-
de der JU, Tim Krautschneider. Um diese
positiven Aspekte der Zuwanderung zu
stärken, fordert die Junge Union klar gere-
gelte Richtlinien für die Zuwanderung von
Ausländern nach dem Vorbild von Ländern
wie Kanada, um so besonders junge, gut
ausgebildete Arbeitskräfte nach Deutsch-
land zu locken. Nichtsdestotrotz stellt die
Junge Union eine klare Abgrenzung gegen-
über Islamisten, Terroristen und sonstigen

kriminellen Migranten klar: „Wer nicht mit
beiden Beinen auf dem Boden des Grund-
gesetztes steht und sich vorbehaltlos an
die Gesetze der Bundesrepublik Deutsch-
land hält, für den gibt es keinen Platz in
unserer Gesellschaft“, so Pressesprecher
Lukas Robert. Während des Abends disku-
tierten die Anwesenden zudem, anlässlich
des Anschlages auf die Redaktion der fran-
zösischen Satire-Zeitung Charlie Hebdo
darüber, was Satire dürfe und was bereits
Blasphemie sei. Zudem wurden der Auf-
stieg sowie die momentanen Auflösungs-
erscheinungen der PEGIDA-Bewegung be-
ziehungsweise deren Inhalte ausführlich
thematisiert.                                 Lukas Robert

JUNGE UNION FÜR EINWANDERUNGSGESETZ 

Diskussion über „Islam, Islamismus und Pegida“ im Ludwigsburger Ratskeller
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...so sah ein Ausflug in den Frühling aus.
Die CDU Senioren Union Stadtverband
Ludwigsburg und Umgebung hat mit Mit-
gliedern und Freunden eine schöne Fahrt
in den Frühling unternommen. Erwar-
tungsvoll starteten wir mit einer gewissen
Vorfreude auf das blaue Meer und die
herrliche Küstenlandschaft Italiens. Ein
bisschen mondänes Flair und Sonnen-
schein sollte uns erwarten – aber der Früh-
ling war noch nicht so weit. Sonne, Wolken
und kalter Wind wechselten sich ab. 
Freundliche Menschen freuten sich auf die
deutschen Gäste. Das blaue Meer der Rivie-
ra stets vor Augen und die Berge im Rücken
– diese schöne Traumkombination führte
uns nach Loano zu unserem Hotel, mitten
in einem großen Park gelegen. Einfach herr-
lich – denn der Küstenstreifen zieht sich hin
bis in das Fürstentum Monaco. 

Rapallo mit seinen kleinen historischen
Gassen und der schönen Meerespromena-
de, Santa Margharita, das mediterrane
Flair lud zum Bummeln ein. Dann hieß es
„Leinen los!“ Mit dem Linienboot ging es
weiter nach Portofino. Kleine Fischerboo-
te, luxuriöse Yachten, die bunten Fischer-
häuser, das Castello Brown und der
Leuchtturm Faro. Die Perle von Tigullien
nennt man auch den Ort Santa Margharita
Ligure. Hier gab es viel zu sehen und zu be-
wundern. Luano, mondäner Badeort mit
neuem Yachthafen, die Domkirche San
Giovanni Battista und der Wochenmarkt
mit wunderschöner Altstadt haben uns be-
geistert. 
Wir waren im bezaubernden Hinterland Li-
guriens: Toiamo, bekannt durch seine
Grotten und die schöne Altstadt. In Bale-
stina sahen wir das mittelalterliche

Schloss. Viele Olivenbäume säumten die
Straße und dann besuchten wir eine Öl-
mühle, die von drei Familienmitgliedern
geführt wurde. Hier konnte man die Her-
stellung von Olivenöl verfolgen. 
Monaco – das Fürstentum war ein Erleb-
nis. Die Fahrt ging entlang der bezaubern-
den Blumenriviera über San Remo und
Ventimiglia an der Cote d’Azur nach Monte
Carlo. Der Palast der Fürstenfamilie auf ei-
nem Felsen überragt die Stadt, die Kathe-
drale, der Yachthafen, die bekannte Renn-
strecke des Grand Prix von Monaco und
das Spielkasino – es reichte noch für einen
Bummel und den Besuch in einem der
zahlreichen Straßencafes. Zurück im Hotel
hieß es dann wieder Koffer packen. Ein
bisschen fehlte die Sonne, aber die schöne
Blumenriviera und ihre Menschen waren
ein Erlebnis.                           Ingrid Mutschler

Die Reisegruppe der Senioren Union in Monte Carlo …

… und im Hafen von Portofino.

SENIOREN REISEN: BLUMENRIVIERA UND MONTE CARLO

Yachten, Strände und blaues Meer ...
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„Die Frauen Union Ludwigsburg ist ein
herausragender Kreisverband“, betonte El-
ke Kreiser in ihrem letzten Rechenschafts-
bericht. „Durch unsere Vielseitigkeit gelin-
gen uns immer wieder wichtige Aktionen
mit den Frauen für die Frauen im Landkreis
Ludwigsburg.“ Sie gab einen Überblick
über die vergangenen zwei Jahre und fass-
te in einem Querschnitt die wichtigsten
Stationen mit herausragenden Veranstal-
tungen während ihrer Zeit als Vorsitzende
der FU zusammen.
Die zahlreich erschienenen Ehrengäste,
wie Susanne Wetterich, Bezirksvorsitzen-

de der FU Nordwürttemberg, Steffen Bil-
ger MdB sowie Klaus Herrmann MdL und
Manfred Hollenbach MdL würdigten in ih-
ren Grußworten das hohe Engagement der
Frauen Union Ludwigsburg und dankten
Elke Kreiser für ihre herausragende und er-
folgreiche  Arbeit. Für den bisherigen Vor-
stand würdigte die nicht mehr kandidie-
rende stellvertretende FU-Vorsitzende der
Jahre 2005-2015, Ingeborg Choeb, in ihrer
Laudatio die scheidende Vorsitzende.
Die turnusmäßigen Neuwahlen zum Vor-
stand der Frauen Union Kreisverband Lud-
wigsburg brachten folgendes Ergebnis:

Vorsitzende ist Heike Schlüter, in ihrem
Amt bestätigt wurde Dr. Gabriele Störring
als Stellvertreterin. Neu als Stellvertrete-
rin gewählt wurde Dr. Andrea Wechsler,
zugleich auch Pressereferentin. 
Heiderose Henssler-Wolf als Schatzmei-
sterin, Ulrike Maurer als Schriftführerin,
Claudia Jungeilges als Internetbeauftragte
sowie die acht Beisitzerinnen Iuliana En-
ache, Cornelia Graf, Anette Groschupp,
Monika Kirchner, Susanne Küchle, Maria
José Piqueras Solana, Erika Stahl und Betti-
na Weidenbach komplettieren den Vor-
stand.                                                                <<<

Die Laudatorin Ingeborg Choeb, stellvertretende 

FU-Vorsitzende von 2005 – 2015.

Die neue Vorsitzende, Heike Schlüter (links), 

mit der Ehrenvorsitzenden Elke Kreise.

STABWECHSEL BEI DER FRAUEN UNION LUDWIGSBURG 

Elke Kreiser scheidet aus – Ernennung zur Ehrenvorsitzenden – Neuwahlen des Vorstandes

LAUDATIO ZUR VERABSCHIEDUNG VON ELKE KREISER
VORSITZENDE DER FRAUEN UNION LUDWIGSBURG   

Mit der soeben erteilten Entlastung ist die
Amtszeit des bisherigen Vorstandes zu En-
de gegangen. Zu Ende gegangen ist aber
auch eine Ära der Frauen Union Ludwigs-
burg, die nahezu 25 Jahre andauerte, denn
seit 1991 war unsere bisherige Vorsitzende,
Elke Kreiser, für die Frauen Union Ludwigs-
burg in verantwortlicher Funktion tätig.
Zunächst als Beisitzerin und Schriftführe-
rin, dann als kommissarische Vorsitzende,
und seit 2005 als gewählte Vorsitzende der
Frauen Union Ludwigsburg. 

Besonders die Zeit als Vorsitzende war ge-
prägt von Kontinuität, Beständigkeit, Ver-
lässlichkeit, Berechenbarkeit, aber vor al-
lem auch von Weiterentwicklung, vom
Aufnehmen und Umsetzen von Strömun-
gen, welche tagesaktuelle politische und
gesellschaftliche Themen mit sich brach-
ten.
Die zahlreichen wiederkehrenden Veran-
staltungen und Themen sowie die „high-
lights“ der vergangenen Jahre wurden be-
reits genannt. Viele prominente Damen

und auch Herren aus der Bundes- und Lan-
despolitik, der Bezirks- und Kreisebene,
konnte Elke Kreiser für die Frauen Union
gewinnen, sie haben unsere Veranstaltun-
gen zu vielbeachteten Ereignissen ge-
macht und bereichert. 
Elke Kreiser hat es durch ihre Begeiste-
rungsfähigkeit immer verstanden, die
Frauen, vor allem auch uns Vorstandsfrau-
en, mitzunehmen, zu interessieren, einzu-
binden und der gesamte Vorstand der
Frauen Union hat gerne mitgewirkt und sie
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dabei unterstützt. Dadurch wurden die
verschiedensten Frauen-Anliegen und
Frauen-Themen im Gespräch gehalten und
vorangebracht.
Mit Elke Kreiser an der Spitze war die Frau-
en Union Ludwigsburg innerhalb der CDU-
Vereinigungen, wie auch in der CDU
selbst, weit über unsere Kreisgrenzen hin-
aus ein leuchtendes Beispiel, wir waren
vielbeachtet in der Frauen Union im Bezirk
Nordwürttemberg, im Landesverband Ba-
den-Württemberg sowie auch im Bundes-
verband.
Liebe Elke, wenn Du heute nach zehnjähri-
ger Tätigkeit als Vorsitzende, nach insge-
samt 25 Jahren in verantwortlicher Funkti-
on für die Frauen, nicht mehr kandidierst,
dann möchten wir Dir heute Dank sagen:
für Dein Engagement, für Deinen Enthusi-
asmus, für Deinen Einsatz. Die Arbeit mit
Dir hat uns im Vorstand immer Spaß ge-
macht, wir waren – genauso wie Du – mit
Begeisterung dabei. Wir hoffen, dass Du
ebenso gerne an Deine Frauen-Unions-
Zeit zurückdenken wirst, wie wir alle, und
wünschen Dir für Deine Zukunft, dass Dir
der Erfolg bei all Deinen Ämtern und Man-
daten, die Du ausübst, weiterhin treu
bleibt. Mit diesem Blumenstrauß und ei-
nem Gutschein sagen wir herzlichen Dank
und alles Gute!                                               <<<

Im Namen des bisherigen Vorstands
stelle ich folgenden Antrag an die Ver-
sammlung: 
Frau Elke Kreiser wird in Würdigung
ihres langjährigen und wertvollen En-
gagements zur Ehrenvorsitzenden der
Frauen Union Ludwigsburg ernannt. 

Der Antrag wurde einstimmig ange-
nommen.

Rössle
Köhle-Hotel-Betriebs GmbH

Frauen Union Kreisverband Ludwigsburg 

In Anerkennung und Würdigung ihres über viele Jahre erbrachten 
ehrenamtlichen Engagements in herausragenden Funktionen

ernennt die Frauen Union Ludwigsburg

Frau Elke Kreiser

zur

EHRENVORSITZENDEN

Frau Elke Kreiser hat sich vorbildlich in der Frauen Union der CDU
Deutschlands für die Belange und die Interessen der Frauen in unse-
rer Gesellschaft eingesetzt. Durch ihr Wirken hat sie die Weiterent-
wicklung von politischen und gesellschaftlichen Themen vorange-
bracht. Damit hat sie sich bleibende Verdienste erworben.

Ludwigsburg, 6. Februar 2015 
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Die Mittelstandsvereinigung (MIT) im
Kreis Ludwigsburg fordert, Befreiungen
von der Erbschaftsteuer bei Unterneh-
mensübergaben auch in Zukunft zu erhal-
ten. „Wenn Unternehmen an die nächste
Generation übergeben und somit Arbeits-
plätze gesichert werden sollen, dürfen Be-
triebe nicht über Gebühr belastet wer-
den“, mahnt Armin
Maschke, Vorsitzender
der MIT Ludwigsburg an-
gesichts des Urteils des
Bundesverfassungsge-
richts zur Erbschaftsteu-
er. 
Die Große Koalition und
die örtlichen Bundes-
tagsabgeordneten wer-
den von der MIT Lud-
wigsburg aufgerufen, ei-
ne Reform der Erbschaft-
steuer vorzunehmen, bei
der Befreiungen möglich
bleiben. „CDU, CSU und
SPD haben in ihrem Ko-
alitionsvertrag verein-
bart, die Erbschaftsteuer
mittelstandsfreundlich
auszugestalten. An diese
Zusage muss sich die
Große Koalition nun hal-
ten. Die Unternehmen
im Landkreis Ludwigs-
burg brauchen Planungs-
sicherheit und deshalb
ein klares Signal, dass Fa-
m i l i e n u n t e r n e h m e n

auch künftig schonend in die Hände der
nächsten Generation übergeben werden
können“, appelliert Maschke.  
„Wer einen Betrieb übernimmt und ein
hohes Risiko eingeht, darf nicht noch wei-
tere Steine in den Weg gelegt bekommen.
Die Politik sollte vielmehr dafür Sorge tra-
gen, dass der Unternehmergeist in

Deutschland gestärkt wird. Dazu zählt
nicht nur die Förderung von Gründern;
wir müssen auch denen eine faire Chance
geben, die einen existierenden Betrieb
übernehmen“, so Maschke. Dabei gehe es
nicht um eine Bevorzugung von Unter-
nehmenserben, sondern in erster Linie
um den Erhalt von Arbeitsplätzen. „Soll-

ten künftig deutlich hö-
here Steuern im Erb-
schaftsfall fällig werden,
müssten Familienunter-
nehmen unter Umstän-
den Kredite aufnehmen
bzw. Anteile veräußern,
um das Unternehmen
fortzuführen. Investitio-
nen in den Betrieb und
somit zum Erhalt der Ar-
beitsplätze wären nicht
mehr in vollem Umfang
möglich.“ 
Schätzungen zufolge
werden in den nächsten
vier Jahren rund 135.000
Unternehmen mit mehr
als zwei Millionen Be-
schäftigten an die näch-
ste Generation überge-
ben. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat ent-
schieden, dass die Steu-
erprivilegien für Firmen-
erben in ihrer derzeiti-
gen Form gegen das
Grundgesetz verstoßen.
                                         <<<

Armin Maschke, Vorsitzender der MIT Ludwigsburg.

BEFREIUNGEN VON ERBSCHAFTSTEUER BEI 
UNTERNEHMENSÜBERGABEN MÜSSEN ERHALTEN BLEIBEN
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Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung der CDU Ludwigsburg (MIT) fordert,
den Solidaritätszuschlag bis zum Jahr 2020
endgültig abzuschaffen. „Eine Abschaf-
fung des Soli bis 2020 ist nötig und mög-
lich. Fünf Jahre sind Zeit genug, um die 15
Milliarden aus dem Soli einzusparen. Au-
ßerdem steigen die restlichen Steuerein-
nahmen stärker als erwartet. Dies sollten
auch der Wirtschaftsminister und die SPD
zur Kenntnis nehmen“, appelliert Armin
Maschke, MIT-Kreisvorsitzender Ludwigs-
burg, und betont: „Den Steuerzahlern sagt
man seit Jahrzehnten, dass der Soli aus-
läuft. Jetzt muss man dieses Versprechen
auch umsetzen.“
Zudem ruft die MIT dazu auf, den von den
Parteitagen der Union beschlossenen Ab-
bau der kalten Progression jetzt schnell
gesetzlich umzusetzen. Dazu ist eine zeit-
nahe gesetzliche Regelung im Rahmen der
Jahressteuergesetzgebung notwendig.
„Spätestens 2017 müssen die heimlichen
Steuererhöhungen gestoppt werden, so
wie es den Bürgern zugesagt wurde“, un-
terstreicht Maschke. Die MIT im Kreis Lud-
wigsburg fordert deshalb von der Bundes-
regierung die Einführung einer Steuer-
bremse, indem Steuerprogressionsbericht
und Existenzminimumbericht gekoppelt
werden: „Mit jeder Erhöhung des Existenz-
minimums an die Lebensverhältnisse soll
die Regierung künftig dem Bundestag
auch einen Vorschlag zur Anpassung der

Steuerstufen an die Inflation vorlegen“,
betont Maschke. Die Finanzminister von
Bund und Länder werden von der MIT auf-
gefordert, die Einnahmen aus der kalten
Progression nicht mehr in ihren mittelfri-
stigen Finanzplanungen zu berücksichti-
gen. 
Zusammenfassend erklärt Maschke: „Die
Aufgabe für diese Legislaturperiode ist
klar: Soli und kalte Progression müssen so
schnell wie möglich beseitigt werden.“ 

Fabian Gramling, 
Pressesprecher MIT Ludwigsburg 

SOLIDARITÄTSZUSCHLAG ABSCHAFFEN –
STEUERBREMSE EINFÜHREN!

Maschke: Politik muss Versprechen einhalten 

Wir freuen uns, 
wenn Sie uns 
mit einer Spende 
unterstützen 
würden!

Spendenkonto: 

CDU Stadtverband Ludwigsburg

Kontonummer: 95503, 

KSK Ludwigsburg BLZ: 604 500 50

IBAN: DE75 6045 0050 0000 0955 03

RECHTSSTAAT-
LICHKEIT NICHT
VERHANDELBAR
Die westliche Welt ist geschockt vom Terror
der ISIS. Eine skrupellose Gewaltwelle, die
sich gegen Andersdenkende und Anders-
gläubige richtet, erschüttert die Welt.
Die radikal-islamischen Gruppen werden
nicht vor unseren Grenzen halt machen.
Glücklicherweise konnte am Bonner Haupt-
bahnhof ein Bombenanschlag von Salafi-
sten verhindert werden. Auch andere west-
liche Länder sehen sich mit terroristischer
Gefahr konfrontiert. Die Massaker von Pa-
ris und Kopenhagen sowie die Geiselnahme
von Sydney haben gezeigt, dass unsere frei-
heitlich-demokratische Grundordnung
nicht grundsätzlich vor Angriffen radikal
Andersdenkender geschützt werden kann.
Zu den Grundsäulen unserer demokrati-
schen Grundwerte gehören die Meinungs-
und Pressefreiheit. Der Großteil der fried-
lich in Deutschland lebenden Muslime, die
sich zu Grundgesetz, Demokratie und
Rechtsstattlichkeit bekennen, darf nicht
mit fundamentalistischen Extremisten
gleichgestellt werden. Ein solcher Trug-
schluss würde zu Fremdenhass führen.
Wenn jedoch der Koran pervertiert und
über unsere Gesetze und Grundwerte ge-
stellt wird, wenn die Sitten der westlichen
Welt und die vermeintlich Ungläubigen ver-
teufelt werden, dürfen wir das als Gesell-
schaft nicht tolerieren. Es zeigt sich, dass
das Mulitkulti-Denken von Rot, Grün und
Kommunisten an Grenzen stößt. Wir sind
offen für andere Kulturen aber Ehrenmorde
und Selbstjustiz sind in unserem Rechts-
staat nicht tolerierbar.        Fabian Gramling



der Naherholung, forstwirtschaftliche Be-
lange sowie Arten- und Naturschutz. Und
natürlich ist den Regionalrätinnen und Re-
gionalräten auch wichtig, was die betroffe-
nen Bürgerinnen und Bürger und die Ge-
meinderäte vor Ort zu sagen haben. Derzeit
geht es in der Diskussion daher unter ande-
rem darum, welche politische Gewichtung
den verschiedenen Aspekten beigemessen
wird. 
Geplant ist, die „Teilfortschreibung des Re-
gionalplans“ in diesem Jahr durch die Regio-
nalversammlung zu beschließen. An den
ausgewiesenen Standorten wird dann alles,
was den Windrädern innerhalb der regiona-
len Vorranggebiete in die Quere kommt,
nicht zulässig sein. 
Der fortgeschriebene Regionalplan bildet
eine wichtige Grundlage für die Kommu-
nen, welche die Bebauungsplanung im De-
tail aufstellen. Allerdings wird es nicht so
sein, dass dann plötzlich Windräder aus
dem Boden schießen. Jeder Standort muss
vom Regierungspräsidium einzeln geneh-

migt werden. Auch
in Bezug auf die
Auswirkungen auf
Wetterradar und
Flugsicherheit kön-
nen sich im weite-
ren Verfahren noch
Ausschlussgründe
ergeben. Und
schließlich muss
sich auch ein Inve-
stor finden, der das
Windrad oder die
Windräder auch
bauen will.           <<<

on zu bauen.  Auf Grundlage der Winddaten
des Landes hatte der Verband Region Stutt-
gart bereits im Juli 2012 die Flächenauswei-
sung für Windkraftstandorte eingeleitet,
insgesamt 96 mögliche Standorte unter-
sucht und für jede einzelne Fläche ein Be-
teiligungsverfahren durchgeführt. Ein Jahr
später entschied der Planungsausschuss,
das Verfahren für insgesamt 85 Vorrangge-
biete fortzusetzen. Da etliche Standorte
mittlerweile verändert und einige neu hin-
zugekommen waren, wurden die Pläne
nochmals offengelegt und Stellungnahmen
der Träger öffentlicher Belange, der Ge-
meinden und der Öffentlichkeit eingeholt. 
Der Planungsausschuss – und abschließend
auch die Regionalversammlung – befassen
sich nun intensiv mit jedem einzelnen
Standort. Eine ganze Reihe von Aspekten
sind dabei für die Bewertung wesentlich,
insbesondere die durchschnittliche Wind-
stärke am jeweiligen Standort, die Nähe zu
Siedlungen, die Größe der Fläche, Auswir-
kungen auf das Landschaftsbild, Aspekte

Die Mitglieder der Regionalversammlung
beschäftigen sich zurzeit intensiv mit der
Ausweisung von Vorrangflächen für Wind-
kraft in der Region. Aufgabe der Region ist
dabei, die geeigneten Standorte für die
Nutzung der Windenergie zu sichern. Ist die
entsprechende Teilfortschreibung des Re-
gionalplans durch die Regionalversamm-
lung beschlossen, bildet dieser die Grundla-
ge dafür, weitere Windanlagen in der Regi-
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QR-Code CDU Region Stuttgart

Elke Kreiser, Regionalrätin und Ludwigsburger Stadträtin

INTENSIVE DISKUSSION ÜBER STANDORTE FÜR WINDRÄDER



auch bei Themen wie der täglichen Höchst-
arbeitszeit an den Lebens- und Unterneh-
menswirklichkeiten orientieren. Die für die
konkrete Umsetzung des Mindestlohnge-
setzes zuständige SPD-Ministerin Nahles
muss nun schnellstmöglich und genau prü-
fen, wo diese Dokumentationspflicht er-
satzlos entfallen kann. Hier ist dringender
Handlungsbedarf geboten. 

Für die duale Ausbildung 
und den Meisterbrief ist 
weiterhin Einsatz gefordert
Auch wenn aktuell offenbar keine Pläne der
EU bestehen, die guten deutschen Stan-
dards bei der dualen Ausbildung durch eine
Vereinheitlichung auf EU-Ebene abzusen-
ken, müssen wir auch in Zukunft aktiv für
unser qualitätsorientiertes System bei der
EU werben. Die duale Ausbildung und der
Meisterbrief genießen nicht nur in
Deutschland hohes Ansehen. Die Landesre-
gierung ist gefordert, auf europäischer Ebe-
ne dafür zu sorgen, dass dies nicht durch ei-
ne Vereinheitlichung der Ausbildungsstan-
dards in Gefahr gerät. 
Die Verbesserung der Mobilität der Arbeit-
nehmer und Auszubildenden innerhalb der
EU ist ein wünschenswertes Ziel. Dies darf
jedoch nicht dazu führen, dass Standards in
einzelnen Mitgliedstaaten abgesenkt wer-
den. Wir müssen auch weiterhin genau dar-
auf achten, dass der deutsche Meisterbrief
nicht durch EU-Vorhaben in Gefahr gerät.
Vielmehr muss auf EU-Ebene weiter Über-
zeugungsarbeit geleistet werden, dass die
hohe Qualität der dualen Ausbildung zum
Maßstab in der EU wird.                                <<<

tung der Unternehmen in Baden-Württem-
berg hat dieses Land stark gemacht. Unter-
nehmensnachfolgen müssen auch mit einer
reformierten Erbschaftsteuer noch möglich
sein. Die Erbschaftsteuer darf nicht sämtli-
che finanziellen Mittel für künftige Investi-
tionen binden. Die unternehmerische
Struktur in Bayern und Baden-Württem-
berg ist vergleichbar: In beiden Bundeslän-
dern gibt es eine Vielzahl von mittelständi-
schen Unternehmen, bei denen in der näch-
sten Zeit Nachfolgeregelungen anstehen.
Deshalb muss die „Südschiene“ wieder akti-
viert werden, damit die Besonderheiten der
mittelständischen Unternehmen gegen-
über dem Bund artikuliert werden können.

Durchführung des 
Mindestlohngesetzes muss
dringend verbessert werden
Je länger das Mindestlohngesetz in Kraft ist,
umso mehr zeigt sich, dass Verbesserungs-
bedarf besteht. Der Mindestlohn wird gera-
de im Bereich der Gastronomie, Hotellerie
und der Landwirtschaft zu einer großen bü-
rokratischen Hürde und enthält zu viele
Einschränkungen. Vor allem für Hoteliers
und Gastronomen gibt es große Nachteile
in der weitreichenden Dokumentations-
pflicht. Wenn Familienfeste früher enden
und Gaststätten früher schließen müssen
aufgrund von Dokumentationspflichten bei
der Arbeitszeit, sollten schnellstmöglich
sinnvolle Korrekturen an diesem Gesetz
vorgenommen werden. Die Politik sollte
aufhören Unternehmen, Hoteliers und Ga-
stronomen unter Generalverdacht beim Ar-
beitszeitmissbrauch zu stellen, sondern sich

Die Stärkung der mittelständischen Unter-
nehmen in unserem Land ist eine wichtige
Aufgabe, der sich die CDU Landtagsfraktion
besonders annimmt. An einigen Beispielen
will ich verdeutlichen, wo derzeit besonde-
rer Handlungsbedarf gegeben ist.

Weniger staatliche Vorgaben

Die Wirtschaft braucht stabile und verlässli-
che Rahmenbedingungen, um sich weiter
entwickeln zu können. In der laufenden Le-
gislaturperiode hat die grün-rote Landesre-
gierung durch eine Vielzahl von Maßnah-
men dazu beigetragen, dass die Unterneh-
men höhere Kosten haben, was sie im Wett-
bewerb schwächt. Dazu gehören unter an-
derem die Erhöhung der Grunderwerbsteu-
er und auch das Bildungsfreistellungsge-
setz. Wir brauchen aber keinen staatlichen
Dirigismus; vielmehr müssen wir uns auf die
Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft
besinnen, die Orientierungshilfe unseres
Wertegefüges ist: Wohlstand und Wettbe-
werb gehören zusammen.

Erbschaftsteuerreform 
muss mittelstandsfreundlich
gestaltet werden
Nach dem Koalitionsvertrag im Bund soll
die Erbschaftsteuer mittelstandsfreundlich
gestaltet werden. Das Bundesverfassungs-
gericht hat hierfür dem Gesetzgeber auch
recht freie Hand gelassen. Mit der durch
das Urteil erforderlichen Reform darf nur
das geändert werden, was auch tatsächlich
durch das Bundesverfassungsgericht kriti-
siert wurde. Die mittelständische Ausrich-
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Klaus Herrmann MdL, 

wirtschafts- und finanzpolitischer 

Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 

QR-Code Klaus Herrmann

MITTELSTÄNDISCHE UNTERNEHMEN STÄRKEN



LIEBE LESERINNEN
UND LESER,

im Deutschen Bundestag haben wir seit
der letzten „Treffpunkt“-Ausgabe das Elek-
tromobilitäts-Gesetz (EmoG) und die Pkw-
Maut verabschiedet. Beides habe ich als
Berichterstatter – so lautet die Bezeich-
nung für die zuständigen Fachpolitiker in
den Ausschüssen – meiner Fraktion aktiv
mitgestaltet. Das EmoG heißt in seiner
Langfassung „Gesetz zur Bevorrechtigung
der Verwendung elektrisch betriebener
Fahrzeuge“ – weil es um Vorrechte für E-
Autos geht. Zum einen definieren wir nun
endlich einmal, was wir überhaupt unter
einem solchen Fahrzeug verstehen. Zum
anderen werden wir in diesem Zusammen-
hang auch festlegen, wie diese für jeden
als solche erkennbar sind. Das ist wichtig,
damit die neuen Rechte auch nutzbar wer-
den.
So haben wir im EmoG festgelegt, dass
Kommunen besondere Parkplätze auswei-
sen können, auf denen dann nur E-Autos

stehen dürfen. Diese Regelung bietet auch
für die Modellkommune für Elektromobili-
tät Ludwigsburg neue Möglichkeiten. Zu-
dem können besonders lärm-geschützte
Straßen oder Zonen zukünftig nur für die
eben sehr leisen elektrisch betriebenen
Wagen freigegeben werden. Insgesamt ist
das EmoG ein erster Schritt in dieser Wahl-
periode, um die für unsere Industrie und
die damit verbundenen Arbeitsplätze im
Südwesten – aber auch für Umwelt, Klima
und eine Weg-vom-Öl-Strategie – so wich-
tige Elektromobilität voranzubringen. Wei-
tere Maßnahmen werden folgen. 
Über die Einführung einer Pkw-Maut in
Deutschland wird – wie ich mir habe sagen
lassen – bereits seit den 1980er-Jahren dis-
kutiert. Nun haben wir endlich gehandelt.
Während ich in Baden-Württemberg fast
nur positive Rückmeldungen dazu bekom-
me, ist die Hauptstadt-Presse eher kri-
tisch. Nachdem ich Ihnen schon mehrfach
über dieses Thema berichtet habe, will ich
an dieser Stelle die Argumente nicht wie-
derholen. Vielleicht ist es interessanter zu
erfahren, wie der Gesetzgebungsprozess
im Deutschen Bundestag abläuft. 

Ausgangspunkt waren bekanntermaßen
die Koalitionsverhandlungen, bei denen
die CSU die „Ausländer-Maut“ zur Koaliti-
onsbedingung gemacht hat. Ich durfte als
Vertreter der CDU an den Formulierungen
im Kapitel zur Verkehrspolitik mitwirken
und damals hatten wir bereits die Bedin-
gungen für die Einführung der PKW-Maut
(nun „Infrastrukturabgabe“) festgehalten:
EU-rechtskonform, keine Belastung der
deutschen Autofahrer und es muss sich
rentieren. 

Gesetz endlich verabschiedet

Zwischen diesen Festlegungen und der
Verabschiedung der erforderlichen Geset-
ze im Bundestag liegen viele Überlegun-
gen, Diskussionen und auch Streitigkeiten.
Aufgabe des Bundesverkehrsministers war
es, uns als Parlament einen Gesetzentwurf
vorzulegen, mit dem wir uns auseinander-
zusetzen hatten. Zuvor hatte er bereits im
Oktober 2014 ein sog. Eckpunktepapier
mit ersten Vorstellungen vorgelegt. In den
Wochen vor der Verabschiedung im Bun-
destag am 27. März 2015 hatten wir insge-

QR-Code  Steffen Bilger

Steffen Bilger, unser direkt gewählter Bundestagsabge-

ordneter.
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Gespräch mit Bundesverkehrsminister Dobrindt zur Verkehrspolitik im Land. Gespräch mit Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier bei der Jungen Gruppe



Steffen Bilger bei seiner Rede in der Bundestagsdebatte

zur Verabschiedung der Infrastrukturabgabe

Foto: Deutscher Bundestag/Achim Melde

EUROPÄISCHE
UNION IM KAMPF
GEGEN STEUER-
VERMEIDUNG

Am 18. März 2015 präsentierte die Europäi-
sche Kommission dem Parlament Vorschlä-
ge, wie durch mehr Transparenz besser ge-
gen Steuervermeidung in Europa vorge-
gangen werden könnte. Mit diesen Prakti-
ken wird formal nicht gegen geltendes
Recht verstoßen, wohl aber gegen den
Geist eines gedeihlichen Miteinanders in
der Europäischen Union. Die EU zieht da-
mit eine erste Konsequenz aus dem Steuer-
skandal „Luxleaks“, durch welchen aufge-
deckt wurde, dass Luxemburg diversen
Großkonzernen massive Steuererleichte-
rungen gewährt. Anlässlich dieser Vorwür-
fe hat das Parlament bereits im Februar ei-
nen Sonderausschuss eingerichtet, der die
umstrittenen Steuerabsprachen zugunsten
multinationaler Unternehmen untersucht. 
Umstrittene Steuerpraktiken gibt es in fast
allen Staaten der EU. Besonders verbreitet
sind dabei Steuervorbescheide, auch „tax
rulings“ genannt, die im Voraus die steuer-
liche Situation einer bestimmten Firma
oder Person regeln. Diese sind als solches
auch durchaus üblich, legal und sinnvoll,
da sie die notwendige Rechtssicherheit
bieten – Probleme entstehen allerdings
dann, wenn Konzerne dies zu einer be-
wussten Steuervermeidung im Rahmen
aggressiver Steuerplanungstechniken nut-
zen. Unternehmen nutzen dabei Gesetzes-
lücken zwischen nationalen Steuersyste-
men, um ihre Gewinne in steuerlich vor-

Komponente der Annäherung Griechen-
lands erweitert – schwelt weiter. Der sog.
Islamische Staat (IS) scheint zwar auf dem
Rückzug zu sein, aber hier ist auch nichts
sicher. Weiter wollen Tausende Syrien und
den Irak Richtung Europa verlassen. Die
globale Flüchtlingsproblematik wird uns
auch deshalb noch lange beschäftigen. 
Der verursachte Flugzeugabsturz der Ger-
manwings-Maschine in Südfrankreich hat
mich sehr betroffen gemacht. Bundesver-
kehrsminister Alexander Dobrindt ist so-
fort an den Unglücksort geflogen und hat
noch am nächsten Tag im Verkehrsaus-
schuss des Bundestages berichtet. Alle Re-
gelungen, die die Wahnsinnstat des Co-Pi-
loten ermöglicht haben, müssen hinter-
fragt werden. Dazu gehört auch der Um-
gang mit Erkenntnissen aus ärztlichen Be-
handlungen. Ich bin froh, dass die Lufthan-
sa gleich Konsequenzen gezogen hat und
nun ebenfalls die Zwei-Personen-Regelung
im Cockpit eingeführt hat. 

Mit den besten Wünschen 

Ihr Steffen Bilger MdB                                 <<<

samt sieben Verhandlungsrunden mit dem
Koalitionspartner. Hinzu kamen mehrere
Bundestagsdebatten, Besprechungen mit
dem Minister und seinen Fachbeamten,
sowie zwei Gespräche des Verkehrsaus-
schusses mit der zuständigen EU-Ver-
kehrskommissarin. 
In unseren Beratungen wurde fast jeder
Satz der Vorlagen unter die Lupe genom-
men und bis am Montagabend vor der Ver-
abschiedung im Bundestag haben wir uns
noch auf verschiedene Änderungen ver-
ständigt, die aus unserer Sicht gewährlei-
sten, dass die Bedingungen des Koalitions-
vertrags (s.oben) eingehalten werden. Nun
bin ich wirklich froh, dass dieses Vorhaben
im Bundestag endlich auf den Weg ge-
bracht ist. Darauf folgt nun eine Beratung
im Bundesrat und schließlich die Umset-
zung der Infrastrukturabgabe, sodass im
Jahr 2016 die ersten Einnahmen fließen
können.
An großen europa- und weltpolitischen
Themen gibt es derzeit ja auch keinen
Mangel. Durch den Regierungswechsel in
Griechenland ist die Euro-Staatsschulden-
Krise wieder auf die Tagesordnung gekom-
men. Ich bin sehr skep-
tisch, dass diese grie-
chische Regierung den
Willen und die Kraft
hat, wirkliche Reformen
durchzuziehen. Ohne
Umsetzung der verein-
barten Reformen kann
ich weitere Hilfen für
Griechenland aber
nicht unterstützen. 
Auch um die Ukraine ist
es nicht wirklich ruhig
geworden. Der Streit
mit Russland – um die
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teilhafte Länder zu verlagern, wodurch der
gerechte EU-Binnenmarkt gefährdet wird.
Der Kommission zufolge verlieren die EU-
Mitgliedstaaten zusammen jährlich 1.000
Milliarden Euro durch diese Steuervermei-
dungstaktiken. Dabei steht nicht allein Lu-
xemburg im kritischen Blick.

Intransparenz begünstigt
Steuervermeidung

Im Kampf gegen die Steuervermeidung
setzt die Kommission nun auf mehr Trans-
parenz, die bis jetzt im Bereich der Unter-
nehmensbesteuerung zu kurz kam. Diese
Intransparenz sowie die mangelnde Ko-
operation zwischen den EU-Staaten füh-
ren dazu, dass Steuerpraktiken nicht hin-
terfragt werden, weil es an Informationen
und Untersuchungen fehlt. Außerdem
bleiben Gesetzeslücken zwischen nationa-
len Steuersystemen zu lange unerkannt
und können so von Unternehmen genutzt
werden, um ihre Steuerplanungstechniken
durchzusetzen. 
Das zentrale Element des Vorschlags der
Kommission stellt deswegen die Einrich-
tung eines automatischen Informationsaus-
tauschs zu Steuervorbescheiden zwischen
den Mitgliedsländern dar. Diese wären ver-
pflichtet, sich gegenseitig über ihre Steuer-
absprachen mit Unternehmen zu informie-
ren. Der Austausch von Informationen soll
dazu führen, dass multinationale Konzerne
ihre Gewinne nicht mehr in Niedrigsteuer-
länder verschieben und so ihre Steuerlast
verringern können. „Tax rulings“ bleiben da-
mit zwar legal, allerdings würden die Steu-
ersysteme der EU-Staaten künftig gegen-
seitig transparent dargelegt werden. 
Nach dem Gesetzentwurf der Kommission
sollen die nationalen Steuerbehörden alle

drei Monate einen Bericht anfertigen, der
den Mitgliedsstaaten dabei helfen soll,
missbräuchliche Steuerpraktiken bei Kon-
zernen zu erkennen und entsprechende
Maßnahmen einzuleiten. Die erhöhte
Transparenz soll außerdem dazu beitra-
gen, einen gewissen politischen Druck auf
EU-Staaten mit umstrittenen Steuersyste-
men auszuüben, ihre Regelungen an die
der anderen Mitgliedstaaten anzupassen. 
Die neuen Bestimmungen sollen nach dem
Willen der Kommission bereits Anfang
2016 gelten, sofern das Europäische Parla-
ment sowie alle nationalen Regierungen
dem Maßnahmenpaket zustimmen. Der
nächste Schritt der Kommission im Kampf
gegen Steuervermeidung und für einen
fairen Wettbewerb wird ein detaillierter
Aktionsplan zur Unternehmensbesteue-
rung sein, der noch vor dem Sommer prä-
sentiert werden soll.
Man sieht zweierlei: Bei dem Aufreger-
Thema „Luxleaks“ geht es nicht allein um
Luxemburg und den parteipolitisch gefärb-
ten Streit um Jean-Claude Juncker. Die
Praktiken sind bisher gang und gäbe, und
wenn wir richtig reagieren, hilft ein ver-
meintlicher Skandal um bisher legale Prak-
tiken allen ein wenig weiter.                      <<<

QR-Code Rainer Wieland
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Wie immer komplett 
ernst gemeint!

Ludwigsburg eine kreisfreie Stadt? Oder
doch eher eine geist-freie? Die Anzahl der
Rückmeldungen in der Reichssturm-Po-
stille ließ auf eine eher hohe Anzahl letz-
terer Charakteristika schließen. Aber si-
cher kann man sich ja nie sein, gell?!
Wenn die Aprilscherze undurchsichtiger
und der potenzielle Wahrheitsgehalt da-
mit höher wird, tut sich halt so mancher
Rezipient schwer: Im Zweifelsfalle wird
dann eher auf das „Blättle“ eingedro-
schen, an dem man als gemeines Feld-,
Wald- und Wiesenblatt ja ohnehin selten
etwas Gutes lässt. Glauben Sie einem er-
fahrenen Schreiber von Leserbriefen: Ih-
nen würde „ohne“ etwas fehlen – ja klar,
der eigene abgedruckte Leserbrief im Kä-
seblättle! Sonst natürlich nichts… Oh
doch, bestimmt!
Nachdem die LKZ mal wieder eine ganze
Menge Lobhudelei einkassiert hat, nun zu
den anderen Dingen des Lebens: Wie geht

Wir freuen uns, wenn Sie
uns mit einer Spende 
unterstützen würden!
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Kontonummer: 95503, 

KSK Ludwigsburg BLZ: 604 500 50
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es eigentlich der griechischen Gemeinde
in Ludwigsburg? Wir hoffen selbstver-
ständlich gut! Denn die gewachsenen
Deutsch-Griechischen Beziehungen (und
Verbindungen soll es ja auch geben) in-
nerhalb Deutschlands sind besser als das,
was uns momentan auf internationaler
oder zumindest europäischer Bühne vor-
geführt wird. Verbale Abrüstung tut Not,
auch auf deutscher Seite! 
Dennoch erscheint es mir schwierig abzu-
schätzen, dass die Deutsche Wehrmacht
sich mit umgerechnet 280 Milliarden
EURO an Griechenland versündigt habe
und – wie wir wissen – hat sich diese ja in
aller Herren Länder versündigt. Meine
Frage: Was wäre dann der entsprechende
„Gegenwert“ gegenüber Israel, den Alli-
ierten oder speziell der Sowjetunion ge-
wesen, von anderen Ländern ganz zu
schweigen? Wollen wir dieses Fass wirk-
lich nach 70 Jahren Frieden in Europa auf-
machen?
Lässt sich das nach 70 Jahren in gedeihli-
chem Nebeneinander überhaupt noch
materiell und finanziell darstellen? Ist der
Mehrwert vielleicht auch der 70-jährige
Frieden, die allgemeine Prosperität, die
„Friedensdividende“, um in der Sprache
der Finanzen zu bleiben?

Nicht die Schuld 
bei anderen suchen

Warum wohl beträgt „zufällig“ der gefor-
derte Reparationsbetrag in etwa die Sum-
me, die Griechenland schuldet? Und die
Annäherung an Russland (ich hätte bei-
nahe Sowjetunion geschrieben…dank Pu-
tins „imperialem Politikstil“)? Alles in al-
lem taktisch gar nicht schlecht von Tsi-
pras & Co., aber leider nicht da angefan-

gen, von wo das ganze Dilemma ausgeht,
nämlich bei Griechenland!
Auch die „Schauprozesse“, die nun gegen
die Vorgängerregierungen geführt wer-
den sollen, mögen sie sicherlich korrupt
und mitschuldig gewesen sein: Es wäre
einfach ein guter Zug, wenn Griechenland
anfinge sich SELBER aus dem Dreck zu
ziehen und nicht immer alles in der Welt
verantwortlich machen würde, nur nicht
sich selbst. Schließlich haben es Länder
wie Irland oder Portugal bewiesen, dass
es geht, Spanien ist auf dem besten Weg
und ärmere Länder zahlen und haften
schließlich für Griechenland mit: Die Be-
wältigung der Zukunft ist gefragt, nicht
die der Vergangenheit!
Eigentlich schade an der Stelle, dass vor
allem Deutschland als europäischer Wort-
führer wahrgenommen wird: Ein Auf-
stand der kleineren Anständigen, denen
es auch nicht so üppig geht, wie etwa den
baltischen Staaten, hätte vielleicht auch
sein Gehör gefunden.

Unsere Konsumtempel

Vom Röhren der Platzhirsche und -kühe
der internationalen Politik zurück in die
beschaulichen Gefilde unserer schwäbi-
schen Heimat. Genauer, in die Welt der
Konsumtempel und der immer wieder-
kehrenden Markenläden, die keinen Un-
terschied kennen zwischen Reykjavík und
Rom, zwischen Flensburg und Freiburg
und schon gar nicht zwischen Stuttgart
und Tamm.
Ein Besuch in einem der größeren dieser
Exemplare in der Landeshauptstadt zeigt,
dass hier auch nicht alles Gold ist, was
glänzt, vor allem – so viel glänzt hier gar
nicht: Parkgebühren (gut, die gibt es in

der Stadt nicht, es sei denn, man läuft: tut
gut!); obwohl erst eröffnet, schon wieder
schließende Läden; schlechte bis gar kei-
ne Handyverbindung (gut, vielleicht wäre
ein Anbieterwechsel hilfreich, aber mei-
ner befindet sich halt im Milaneo!) etc.
etc. etc.
Will sagen: hoffentlich lernt man aus den
Fehlern, die woanders gemacht wurden.
Es ist ja auch die Frage, wie nachhaltig ist
es, wenn man die Erfolgsstory eines Ein-
kaufscenters ausschließlich auf einem
ganzen Stockwerk voller Fressbuden auf-
baut! Man merke: die Freiheit des Kunden
könnte ja auch da enden, wo die Begren-
zungen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung beginnen!
Dennoch ist es schön, dass Ludwigsburg
demnächst ein weiteres Einkaufscenter in
der Innenstadt geschenkt bekommt: Das
90-Millionen-Euro-Investment, das ECE
hier im Marstall betreibt, wird zügig und
vollumfänglich umgesetzt, wie ich täglich
von meinem Büro aus beobachten kann.
Wichtig wird nur sein, dass auch die im-
mer mehr aufkommende Lücke des Ein-
zelhandels zwischen den Nord-Süd-Ein-
kaufstangenten der Innenstadt geschlos-
sen wird: Stadt, Verpächter und LUIS
könnten sich hier zusammensetzen, dann
wäre letztere Organisation auch mal posi-
tiv besetzt.

Ich wünsche Ihnen einen wunderbaren
Sommer und nicht vergessen: 
Das Freibad in Hoheneck kräftig nutzen,
der Otto-Konz-Weg ist wieder befahrbar
und es sollte, wie zu lesen war, so schön
hergerichtet werden (…). 
Überzeugen Sie sich mal davon, ob dem
so ist…
                                                                        <<<

Peter Schmid, stellvertretender Vorsitzender

des CDU Stadtverbandes Ludwigsburg

QR-Code CDU Stadtverband Ludwigsburg
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Sylvia Effe
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für Fragen 
„rund um die Immobilie“

Katrin Schütz
die Generalsekretärin der

CDU Baden-Württemberg

kommt!
Freitag, 11. September 2015 



V.l.n.r. Agnes Arlt-Mangold, Stadtteilausschussmitglieder

Sabine Laartz und Gabriele Seyfang, CDU Stadtver-

bandsvorsitzender und Stadtrat Maik Stefan Braumann,

Landtagsabgeordneter und Fraktionsvorsitzender Klaus

Herrmann sowie Stadtrat Wilfried Link beim Stadtteilge-

spräch in Eglosheim.

KLAUS HERRMANN: DIE SCHUL-, WOHN- UND GEWERBEENT-
WICKLUNG IN EGLOSHEIM BLEIBEN WICHTIGE AUFGABEN 

Zukunft der Hirschbergschule zentrales Thema beim Stadtteilgespräch der CDU Ludwigsburg in Eglosheim

dritten Realschulstandort in Eglosheim ge-
ben, an dem auch der Bildungsgang Werk-
realschule angeboten wird.“ 
Der CDU Stadtverbandsvorsitzende und
Stadtrat Maik Stefan Braumann zieht eine
positive Bilanz der Entwicklung im Stadt-
teil. Das soziale Gefüge in Eglosheim habe
sich stabilisiert. Politik und Verwaltung
müssten alles daran setzen, das Erreichte
nicht aufs Spiel zu setzen, so Braumann.
„Es wäre sinnvoll, ein Sanierungsgebiet für
Teile von Eglosheim vorzubereiten, um
dem Leerstand entgegenzuwirken und
städtebauliche Missstände zu beseitigen“,
fordert der Eglosheimer Stadtrat Wilfried
Link.
Obwohl formal zwar nicht in Eglosheim lie-
gend, wird sich das geplante Asylbewerber-
heim in der Reuteallee auf den Stadtteil
auswirken. „Die Flüchtlinge werden haupt-
sächlich in Eglosheimer Einrichtungen
kommen und müssen hier integriert wer-
den“, sagt Stadtteilausschussmitglied Ga-
briele Seyfang, „es ist deshalb notwendig,
den Stadteilausschuss und die entspre-
chenden Einrichtungen hier  frühzeitig ein-
zubinden.“ Martin Wunram, Pastoralrefe-
rent der Kirchengemeinde St. Thomas Mo-
rus, betonte die dringende Notwendigkeit
frühzeitiger Sprachförderung für die an-
kommenden Flüchtlinge und deren Kinder:
„Unsere kirchlichen Einrichtungen sind be-
reit, hier mit Unterstützung von Politik und
Verwaltung schnelle Hilfe zu leisten.“      <<<

Laartz, „wir sehen unter den gegebenen
landespolitischen Rahmenbedingungen
nur eine Möglichkeit, den Standort Hirsch-
bergschule als weiterführende Schule zu
erhalten. Die Hirschbergschule sollte be-
antragen, Gemeinschaftsschule zu wer-
den.“ Die Schulleiterin der Hirschberg-
schule, Carmen Rücker, erläuterte das
Konzept für eine Gemeinschaftsschule am
Standort. 
Klaus Herrmann kann aufgrund der aktuel-
len landespolitischen Rahmenbedingun-
gen die Unterstützung eines entsprechen-
den Antrages durch den Stadtteilaus-
schuss nachvollziehen, auch wenn er vom
pädagogischen Konzept der Gemein-
schaftsschule nicht überzeugt ist: „Aus
meiner Sicht könnte es in Ludwigsburg ne-
ben der Gottlieb-Daimler Realschule und
der Elly-Heuss-Knapp Realschule einen

„Wir brauchen in Ludwigsburg auch in Zu-
kunft sowohl neue Flächen für Wohnen als
auch Flächen für Gewerbe“, sagte der Lud-
wigsburger Landtagsabgeordnete und
Fraktionsvorsitzende Klaus Herrmann
beim diesjährigen Stadtteilgespräch in Eg-
losheim, „auch wenn Eglosheim kein
Schwerpunkt zur Ausweisung entspre-
chender neuer Flächen für Neubaugebiete
ist, sollten die bestehenden Möglichkeiten
weiter verfolgt werden.“ 
Schwerpunkt des Stadtteilgesprächs war
die Schulentwicklung im Stadtteil. Weil
immer weniger Eltern ihre Schüler in Klas-
se 5 der Hirschbergschule anmelden, droht
ein Ende der Werkrealschule. „Wir halten
es für notwendig, dass im größten Lud-
wigsburger Stadtteil auch in Zukunft eine
weiterführende Schule angeboten wird“,
sagt Stadteilauschussmitglied Sabine
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Im Gespräch (v.l.) Klaus Herrmann, Roland Kromer und die Schulleiterin der Hirschbergschule, Carmen Rücker.
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Seinen Vortrag begann CDU-Kreisrat Hans
Schmid mit einer provokanten Behauptung:
Den Kollaps zu vermeiden werde schwierig,
da man sich; seiner Meinung nach; bereits
in der Vorstufe davon befände. Wer tagtäg-
lich mit Bus und Bahn unterwegs sei, könne
das nur bestätigen. Verspätungen seien
trotz allem Bemühen eher schon die Regel
als die Ausnahme.
„Unser Busverkehr in der Stadt ist im VVS
eingegliedert. In diesem Gebiet sind 356
Omnibuslinien mit 1300 Omnibussen im
Einsatz. Der Öffentliche Personennahver-
kehr (ÖPNV) ist heutzutage ein bedeutsa-
mer Teil der Daseinsvorsorge. In Ludwigs-
burg kommt der Bus in den meisten Gebie-
ten nahezu bis vor die Haustüre. Festzustel-
len ist jedoch auch, dass der ÖPNV nicht
kostendeckend zu betreiben ist“, so
Schmid.
Seit 1995, der Gründung des Verbands der
Region Stuttgart (VRS) gebe es Streit um
Zuständigkeiten in diesem Bereich. Jetzt
gebe es seit Juli 2014 eine gemeinsame Er-
klärung, wobei festgelegt wurde, dass die
klare alleinige Zuständigkeit für Busse und
Stadtbahnen bei der Landeshauptstadt
Stuttgart und den einzelnen Verbund-Land-
kreisen liege. Sie seien verantwortlich als
Aufgabenträger für den Nahverkehrsplan
und die Finanzierung.
Ab dem Jahre 2013 gebe es bei den EU-
Wettbewerbsvorgaben einen neuen Rechts-
rahmen. Nach dem neuen Vergaberecht

müssen diese europaweit ausgeschrieben
werden. Nur die eigenwirtschaftlichen Ver-
kehre, wie z.B. Spillmann in Bietigheim, hät-
ten noch Sonderrechte. Es seien jedoch ver-
schiedene Vergabeverfahren möglich, die
erst ein Jahr vorher bekannt gemacht wer-
den müssen. Mögliche Festlegungen bei
der Vergabe seien die Fahrplananforderun-
gen, das Beförderungsentgelt, der Linien-
weg, die Haltestellen, die Bedienungshäu-
figkeit, die Abstimmung der Fahrpläne, die
Barrierefreiheit sowie Sicherheit, Umwelt-
schutz und Kundeninformation. 
Der Übergangszeitraum endet 2019. Die ei-
genwirtschaftlichen Verkehre sind außen
vor. Die traditionellen, wie LVL und ZEIHER,
müssten sich bewerben. Auch werden die
Zuschussgelder neu verteilt. Das Geld gehe
zukünftig nicht mehr an die eigenwirt-
schaftlich handeln-
den Unternehmen,
sondern an die
Landkreise. Ein Dif-
ferenzbetrag wer-
de künftig, in Ab-
hängigkeit von den
Wettbewerbser-
gebnissen von den
Landkreisen be-
zahlt. Dies werde
die Landkreis wohl
deutlich höher be-
lasten.
„Der Ludwigsbur-

ger Kreistag hat bereits 2009 ein Linienbün-
delungskonzept, als Bestandteil des Nah-
verkehrsplans, beschlossen. Man will eine
Harmonisierung von Laufzeiten für Konzes-
sionen erreichen mit dem Ziel der Mittel-
standsförderung, um unseren Unterneh-
men eine faire Teilnahme am Wettbewerb
zu ermöglichen“, erklärt Hans Schmid. Ins-
gesamt sei jedoch festzuhalten, dass es für
Ludwigsburg nicht einfach sein werde, sei-
nen Standard zu halten, da dieser seit Jah-
ren schon extrem hoch sei. Er sei aber über-
zeugt, dass man mit einem Zuschuss von et-
wa 500.000 Euro in der Lage sei, zumindest
den Status Quo zu erhalten.
Konkreter für die Stadt Ludwigsburg wurde
dann der Geschäftsführer der Ludwigsbur-
ger Verkehrslinien (LVL), Ronald Bäuerle.
Seiner Ansicht nach wird in Zukunft der
Busverkehr im ÖPNV in der Region Stutt-
gart in zwei unterschiedliche Themenkom-
plexe untergliedert. Zum einen die verkehr-
liche Weiterentwicklung des Angebots in
den nächsten Monaten und Jahren durch
Qualitätsanforderungen an Pünktlichkeit,
Anschlusssicherheit im Übergangsverkehr
mit den S-Bahnen sowie der erweiterten
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VERKEHRKOLLAPS VERMEIDEN – 
WOHIN FÄHRT UNSER BUSVERKEHR?

Kreisrat Hans Schmid und Ronald Bäuerle, Geschäftsführer der LVL

Busbahnhof Ludwigsburg: Der Hybridbus im Einsatz.
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Bedienung neuer Siedlungsgebiete, wie et-
wa die „Hartenecker Höhe“ und die „Nek-
karterrassen“ in Ludwigsburg. Zum anderen
ändere die sich Finanzierung der Busver-
kehrsleistungen – spätestens ab dem Jahr
2020 – mit vorgeschalteten wettbewerbli-
chen Vergabeverfahren.
Hier drohe aus Sicht der Busunternehmen

ein Wandel. Weg vom bisherigen erfolgrei-
chen unternehmensinitiierten Busverkehr
und hin zu einem behördlich veranlassten
ÖPNV mit den Verkehrsunternehmen, die
nur noch als „Lohnkutscher“, so Bäuerle,
fungieren. So entstehe ein reiner Preiswett-
bewerb, der zu Lasten der Qualität führen
werde.
Die Landkreise in der Region Stuttgart erar-
beiten zur Zeit einen gemeinsamen Quali-
tätskatalog für den Nahverkehrsplan und
definieren dort auch ein verkehrlich not-
wendiges Basisangebot für diejenigen Ver-
kehrsleistungen welche sie zukünftig im
Rahmen des VVS-Tarifs solidarisch – über
die Kreisgrenzen hinweg – zu finanzieren
bereit seien. Darüber hinausgehende ver-
kehrliche Angebote und Anforderungen
werden innerhalb der Landkreise mit den
jeweiligen Kommunen festzulegen sein. 
Aus der Sicht der LVL muss diese zukünftige
Planung, Abwicklung und Finanzierung des
Busverkehrs im ÖPNV mit der zwischen-
zeitlich notwendigen Anpassung des Ange-
bots und Weiterentwicklung auch mit Blick
auf die jeweilige Nachfrage, z.B. im Stadt-
verkehr Ludwigsburg, jeweils in enger Ab-
stimmung zwischen Stadt, Landkreis und
Busunternehmen erfolgen. Es sollten alle
Möglichkeiten ausgelotet werden, so Ro-
nald Bäuerle abschließend, damit eine Wei-
terführung der erfolgreichen Zusammenar-
beit der vergangenen Jahrzehnte auch in
Zukunft möglich sein wird.                       (rvb)

Zum Montagstreff der CDU konnte der
Stadtverbandsvorsitzende Maik Stefan
Braumann seinen Fraktionskollegen, Stadt-
rat Claus-Dieter Meyer, begrüßen. Der Lud-
wigsburger Apotheker sitzt für die CDU im
Ausschuss für Bildung, Sport und Soziales. 
Flüchtlinge und andere Asylsuchende wer-
den dem Landkreis zugewiesen. Für ihre
Unterbringung benötigt der Landkreis die
Unterstützung der Städte und Gemeinden,
so Stadtrat Meyer. Von allen Asylsuchen-
den in Deutschland werden Baden-Würt-
temberg knapp 13 Prozent zugeteilt. Von
diesen 13 Prozent wiederum werden dem
Landkreis Ludwigsburg etwa 5,2 Prozent zu-
gewiesen. Das bedeute, so Claus-Dieter
Meyer, dass Stand Ende 2014 jeden Monat

ungefähr 280 Menschen in den Landkreis
kommen. Im Moment gebe es für diese
Menschen 49 Unterkünfte, weitere 19 seien
in nächster Zeit geplant.
Bisher dauerten Asylverfahren sehr lange,
aber inzwischen werde dieser Prozess er-
heblich beschleunigt. Um jedoch genügend
Plätze während des Asylverfahrens vorhal-
ten zu können, sei die Stadt in die Offensive
gegangen. In Ludwigsburg wolle man nicht
abwarten, bis der Landkreis irgendwelche
Räumlichkeiten (Hallen oder Hotels) an-
mietet, sondern selbst für ausreichende
Unterbringungsmöglichkeiten sorgen, um
die Belegung und die Standortauswahl
selbst in der Hand zu haben. Integration
funktioniere nur in einer durchmischten
Struktur und nicht in Notquartieren auf der
freien Wiese vor der Stadt.
Das Erlernen der Sprache ist eine wichtige
Voraussetzung zur Integration. Kinder wer-
den sofort in entsprechende Einrichtungen
vermittelt, so erklärte Claus-Dieter Meyer.
Wichtig ist jedoch auch, dass zusätzlich für
jugendliche Heranwachsende, die nicht
mehr schulpflichtig sind, Sprachförderung
und Integrationshilfen angeboten werden.
Dies habe man in den letzten Jahren unter-
schätzt. Aber aus Fehlern der vergangenen
Zeit müsse man lernen. 
In diesem Zusammenhang erklärte Meyer
weiter, dass man die Betreuung der Men-
schen neu organisieren müsse. Die Sozialar-
beiter des Landkreises seien komplett über-
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Stadtrat Claus-Dieter Meyer fordert Zuwanderungsgesetz

Stadtrat Claus-Dieter Meyer.
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Die Neckarweihinger Kandidatin Maria José Piqueras So-

lana (li.) mit Ingeborg Choeb und dem Fraktionsvorsit-

zenden Klaus Herrmann.

Vor dem neuen Seniorenheim „Wittumhof“ v.r.: Stadtrat

Claus-Dieter Meyer, Stadtverbandsvorsitzender Maik 

Stefan Braumann, Roland Schmierer und Tim 

Krautschneider.

fordert, wenn ein Sozialarbeiter allein für
180 Personen zuständig sei. Hier müsse sich
der Landkreis stärker engagieren. Eine gro-
ße Hilfe seien hier die vielen ehrenamtli-
chen Helfer u.a. des AK Asyl und der kirch-
lichen Einrichtungen, für deren Engage-
ment die Stadt und der Landkreis sehr
dankbar sind. Außerdem wäre zu überle-
gen, ob man nicht die Qualifikationen, In-
teressen und ggf. auch Hobbies der Asylsu-
chenden bereits zu Beginn auf freiwilliger
Basis individuell erfassen könnte. Solche In-
formationen seien wichtig, um die Men-
schen ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten
entsprechend besser zu begleiten. Bei einer
Anerkennung als Asylbewerber könnten die
Informationen dann bei der Anschlussun-
terbringung jeweils an die nächste Behörde
(z.B. die Job- oder Ausbildungsbörse der Ar-
beitsagentur) weitergegeben werden.
Letztendlich würde dies viel Zeit sparen
und man könnte schneller die Menschen
mit passenden Angeboten versorgen und
unterstützen. Außerdem könnte die Infor-
mation über Interessen und Hobbies auch
der besseren Integration, z.B. der Vermitt-
lung in Vereine dienen.

Um diese große Aufgabe stemmen zu kön-
nen, sei es aber unabdingbar, so der CDU-
Stadtrat, dass die Menschen, deren Asylan-
trag abgewiesen wurde und die aus siche-
ren Herkunftsländern kommen, schnell zu-
rückgeführt werden. So sehr es verständlich
sei, dass viele aus wirtschaftlichen Gründen
gerne hier bleiben würden, ist es notwen-
dig, im Asylbereich die vorhandenen Kapa-
zitäten insbesondere für die an Leib und Le-
ben bedrohten Menschen frei zu halten. Die
Bundesländer dürfen hier nicht zu Lasten
der Kommunen geltendes Recht ignorieren.
In diesem Zusammenhang bedauerte er
auch, die in vielen Teilen Europas fehlende
Solidarität der Mitgliedsstaaten. Es sei je-
doch keine Lösung zu sagen, wenn andere
es nicht machen, dann machen wir es auch
nicht. Dies entspreche nicht der Lebensan-
schauung und Verantwortung Deutsch-
lands – wir helfen, wo wir können und so
gut wie irgendwie möglich! Das mache un-
sere Gesellschaft aus und darauf sei er auch
ein wenig stolz und dankbar.
Oft höre man bei einer Abschiebung, dass
die Person oder die Familie schon ein wich-
tiges Mitglied der jeweiligen Gesellschaft

ANTRAG
Neues Gewerbeflächen-
entwicklungskonzept

Die Stadtverwaltung legt ein aktuelles Ge-
werbeflächenentwicklungskonzept vor,
aus dem hervorgeht, welche Gewerbeflä-
chen sowohl kurz- als auch mittelfristig in
Ludwigsburg entwickelt werden können.
Begründung: Das letzte uns vorliegende
Konzept hat den Stand vom 22. Juni 2010.
Im Zusammenhang mit den Beratungen
über die Flächenentwicklungen in der
Stadt Ludwigsburg sollte neben der Über-
sicht zur Entwicklung der Wohn- und
Grünflächen auch eine zur Entwicklung
der Gewerbeflächen vorliegen.

Gesamte CDU-Fraktion
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sei, einen Arbeitsplatz oder Ausbildungs-
platz besitze und man aus diesen Gründen
nicht abschieben sollte. Das mag zwar rich-
tig sein, aber es sei der falsche Weg, so
Claus-Dieter Meyer. Für Menschen, die in
unserer Gesellschaft angekommen sind
und diejenigen, die wir aufgrund des ange-
spannten Arbeitsmarktes (z.B. in Hand-
werk, Industrie und Pflege) und zur Zu-
kunftssicherung Deutschlands dringend
brauchen, wäre es sinnvoller, endlich ein
differenziertes Zuwanderungsgesetz auf
den Weg zu bringen. Wer immer noch nicht
einsehen wolle, dass Deutschland auch ein
Einwanderungsland sei, verschließe seine
Augen vor der Wirklichkeit. Mit dem Kopf
im Sand lasse sich keine zukunftsorientierte
Politik machen, nicht im Großen und nicht
im Kleinen, so Stadtrat Meyer zum Ab-
schluss.                                                            (rvb)

Interessante Diskussionsrunde. Es gab zahlreiche Fragen

rund um Asyl und Zuwanderung.


